
Anlage zur Vorlage Nr. 61/67/2017 

Begründung 

gemäß § 9 (8) Baugesetzbuch 

Teil A -Städtebauliche Aspekte 

zum Bebauungsplan Nr. 03/003 

- Südwestlich WitzelstraBe ­

Stadtbezirk 3 Stadtteil Bilk 

1. Örtliche Verhältnisse, Lage des Plangebietes 

1.1 Beschreibung des Plangebietes 

Das Plangebiet, mit einer Größe von ca. 4,1 ha, befindet sich im Stadtteil Silk, südwest­

lich der Witzelstraße und südlich der Straße Auf'm Hennekamp. Im Süden wird das 

Plangebiet u.a. durch die Johannes-Weyer-Straße und die Varnhagenstraße begrenzt. 

Bei dem Plangebiet handelt es sich zum Großteil um das ehemalige Betriebsgelände 

der Firma Schloemann Siemag AG, das sich derzeit als Gewerbebrache darstellt. Im 

Einmündungsbereich Johannes-Weyer-Straße/Witzelstraße wird eine Fläche mit einem 

bestehenden Gebäude mit gewerblichen Nutzungen und sozialen Einrichtungen in den 

Geltungsbereich einbezogen. 

Das Gelände ist weitgehend eben; das Geländeniveau variiert um max. 1,5 m. Die Flä­

chen waren zum einem großen Teil bebaut oder versiegelt, so dass kaum Grünflächen 

und Vegetation vorhanden ist. Im Norden und Süden stehen einzelne Bäume und 

Baumgruppen sehr unterschiedlichen Zustands innerhalb ehemals primär gärtnerisch 

genutzter Grünflächen. Darunter befinden sich auch stadtbildprägende Bäume wie die 

ca. 110 Jahre alte Platane im Bereich der ehemaligen Werkszufahrt von der Witzel­

straße. 

1.2 Umgebung des Plangebietes 

Die Umgebung entlang der Witzelstraße, Auf'm Hennekamp und der Himmelgeister 

Straße ist in erster Linie durch eine 4-6 geschossige Blockrandbebauung mit Wohnnut­
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zung geprägt Im Erdgeschoss befinden sich vielfach ergänzende Gewerbe- und 

Dienstleitungseinrichtungen. Westlich des Plangebietes, im rückwärtigen Bereich zur 

Himmelgeister Straße, besteht eine kleinteilige Gewerbestruktur, die <m das Plangebiet 

direkt angrenzt. Zudem befindet sich hier eine Gewerbebrache, die von der Straße 

Aufm Hennekamp erschlossen 1st. Südlich des Plangebietes schließt sich eine aufge­

lockerte ein- bis viergeschossige Wohnbebauung, das Areal der Bruderkirche mit Ge­

meindehaus und ein Seniorenheim an. 

Die Nahversorgung des Gebietes wird durch das westlich gelegene Nahversorgungs­

zentrum (N) Himmelgeister Straße gewährleistet, welches u.a. entlang der Himmelgeis­

ter Straße neben Waren für den täglichen Bedarf auch ein breites Angebot an Gastro­

nomie und Dienstleistungen bereithält. Unmittelbar westlich an das Plangebiet angren­

zend befindet sich ein Lebensmitteldiscounter. 

Die Straßenbahnhaltestelle Aufm Hennekamp liegt unmittelbar angrenzend an das 

Plangebiet im Bereich der Witzelstraße. Hier verkehren die Stadtbahnlinien U 71, U73 

und U 83 und die Straßenbahnlinie 704. 

2. Bisheriges Planungsrecht 

2 1. Regionalplan 

Im Regionalplan (GEP 99) ist das Plangebiet als Allgemeiner Siedlungsbereich (ASB) 

dargestellt. 

Die Straßen Auf'm Hennekamp und die Witzelstraße sind als Straßen für den überregi­

onalen und regionalen Verkehr dargestellt. 

2.2 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan (FNP) stellte für den überwiegenden Teil des Geltungsberei­

ches Gewerbegebiet dar. Um hier Wohnnutzungen realisieren zu können, musste eine 

Flächennutzungsplanänderung vorgenommen werden. Die 171. Änderung des Flä­

chennutzungsplans in Wohnbauflächen wurde im Parallelverfahren zum Bebauungs­

planverfahren durchgeführt. 

2.3 Bebauungspläne 

Mit lnkrafttreten dieses Bebauungsplans werden in seinem Geltungsbereich die bisher 

gültigen Bebauungspläne durch neues Planungsrecht überlagert. 

Stand: IZ.U~_2017 
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Es handelt sich hierbei um den Bebauungsplan Nr. 5474136, der für den Großteil des 

Plangebietes Gewerbegebiet festsetzte. Ein kleiner Teilbereich im Norden wurde durch 

den Durchführungsplan Nr. 5474128 als E1~Mittelgewerbegeblet (Gewerbe mittlerer 

Größe) festgesetzt. Der südwestliche Teilbereich des Plangebietes lag nicht im Gel­

tungsbereich eines rechtsverbindlichen Bebauungsplanes. Damit handelte es sich 

hierbei um unbeplanten lnnenbereich, der nach § 34 BauGB zu beurteilen war. 

3. Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes 

3.1 Planungsanlass 

Die große zusammenhängende Gewerbebrache in zentraler Lage soll revitalisiert und 

zu einem attraktiven Wohnstandort entwickelt werden. 

3.2 Allgemeine Planungsziele 

Das neue Quartier soll zwischen der nördlich anschließenden geschlossenen Block­

randbebauung und den eher offenen Baustrukturen im Süden vermitteln. Auf der Flä­

che wird ein breit gefächertes Angebot an Wohnnutzungen entwickelt. 

Das neue Quartier soll nachhaltig in das bestehende Stadtgefüge integriert und mit den 

angrenzenden Quartieren, Versorgungs- und Infrastruktureinrichtungen vernetzt wer­

den. Darüber hinaus sind die Verträglichkeit zwischen der bestehenden und planungs­

rechtlich zulässigen gewerblichen Nutzung westlich des Plangebietes und der neuen 

Wohnnutzung im Plangebiet und der Schutz vor Verkehrslärm sicherzustellen. 

ln einem Gutachterverfahren wurde ein städtebaulicher Masterplan für das Areal ge­

sucht, der die Potentiale des Standortes bestmöglich nutzt. Das aus dem mehrstufigen 

Verfahren hervorgegangene und überarbeitete städtebauliche Konzept des Büros 

sgparchitekten + stadtplaner BDA in Kooperation mit Tänzer Garten- und Landschafts­

planung bildet die Grundlage für den vorliegenden Bebauungsplan. 

Um eine ausgewogene Mischung in der Einwohnerstruktur des Plangebiets zu beför~ 

dern, werden die Vorgaben des Handlungskonzepts Wohnen der Stadt Düsseldorf für 

Altverfahren berücksichtigt. Dazu ist eine Vereinbarung mit dem Grundstückseigner 

bzw. Bauherrn in den städtebaulichen Vertrag aufgenommen, die die Anzahl und Flä­

chenanteile der Wohnungen mit einer Mietpreisdämpfung und der Wohnungen, die mit 

öffentlichen Fördermitteln erstellt werden, festlegt und die Verteilung im Plangebiet re­

gelt. 

St<md: 12.0-U0\7 
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3.3 Städtebauliches Konzept 

Das städtebauliche Konzept sieht ein Wohnquartier mit einem breit gefächerten Woh­

nungsangebot vor. Die zentrale Erschließungsachse mit einem integrierten zentralen 

Quartiers- und Kinderspielplatz wird durch eine geschlossene Blockstruktur gefasst 

und als Allee ausgebildet Durch den Versatz einzelner Baukörper wird eine differen­

zierte Raumfolge geschaffen. Der Eingang in das Quartier an der Witzelstraße wird 

durch eine platzartige Aufweitung mit Baumtor, das aus der erhaltenswerten Platane 

und einer Linde besteht, städtebaulich definiert. 

Das Wohnungsangebot reicht vom Geschosswohnungsbau mit einem Anteil geförder­

ten und preisgedämpften Wohnungsbau bis hin zu Eigentumswohnungen, Stadtvillen 

sowie Stadthäusern. Grundsätzlich nimmt die bauliche Dichte von der Witzelstraße und 

der Straße Aufm Hennekamp nach Süden und Südwesten ab. Der Geschosswoh­

nungsbau ist dementsprechend entlang der Witzelstraße vorgesehen: die Stadtvillen 

und Stadthäuser sind im südlichen T silbereich geplant Entsprechend reduziert sich die 

Zahl der Vollgeschosse von fünf mit einem zusätzlichen zurückgesetzten Geschoss im 

Bereich Witzelstraße/Aufm Hennekamp auf drei mit zusätzlichem zurückgesetzten 

Geschoss zur Varnhagenstraße hin. Damit fügt sich das Konzept grundsätzlich in die 

umgebende städtebauliche Struktur ein. Zur Schaffung eines ruhigen Quartiers ist ent­

lang der Witzelstraße und der Straße Aufm Hennekamp eine geschlossene Block­

randbebauung vorgesehen. 

Im nördlichen und nordwestlichen Teilbereich sind Bürogebäude vorgesehen, die einen 

Puffer zwischen den westlich angrenzenden bestehenden gewerblichen Nutzungen 

und der neuen Wohnbebauung bilden. Aufgrund der neuengeplanten Wohneinheiten 

ist eine Kindertagesstätte vorgesehen. 

Neben dem zentralen Quartiersplatz, der auch als Spielplatz genutzt werden soll, be­

findet sich eine weitere öffentliche Grünfläche im Süden, die ebenfalls als Spielplatz 

genutzt wird. Die übrigen Freiflächen sind als Privatgärten oder gemeinschaftlich ge­

nutzte Flächen den jeweiligen Gebäuden zugeordnet 

Die innere Erschließung erfolgt über die zentrale Erschließungsachse als Stichstraße 

und die davon ausgehenden Stichwege. Eine Anbindung an die südlich verlaufende 

Johannes-Weyer-Straße und Vamhagenstraße tst problematisch, weil Fremdgrundstü­

cke beansprucht werden müssten, die derzeit nicht zur Verfügung stehen. Eine Notzu­

fahrt von der Johannes-Weyer-Straße wird sichergestellt 

Stand: 12.0-U017 
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Der ruhende Verkehr wird in erster Linie über die den Baublöcken zugeordneten Tief­

garagen abgewickelt Zusätzlich sind für den Besucherverkehr oberirdische Stellplätze 

im Straßenraum vorgesehen. 

4. Inhalt des Bebauungsplans 

4.1 Art der baulichen Nutzung 

4.1.1 Allgemeines Wohngebiet (WA 1-7) 

Der überwiegende Bereich des Plangebietes wird als Allgemeines Wohngebiet gemäß 

§ 4 BauNVO festgesetzt Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete sind Wohngebäude, 

Schank- und Speisewirtschaften, nicht störende Handwerksbetriebe sowie Anlagen für 

kirchliche, kulturelle. soziale und gesundheilliehe Zwecke allgemein zulässig. 

Die Festsetzung dieser allgemein zulässigen Nutzungen gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO 

ermöglicht die Entwicklung eines innerstädtischen Wohnquartiers, in dem auch die An­

siedlung ergänzender wohnverträglicher Nutzungen möglich ist, die das Wohnen je­

doch nicht beeinträchtigen. Vielmehr dienen die zulässigen Nutzungen der Versorgung 

des Quartiers. 

Grundsätzlich wird mit der Planung die Schaffung eines ruhigen Wohnquartiers ange­

strebt Um dem ruhigen Wohncharakter gerecht zu werden, sind sonstige, nicht stören­

de Gewerbebetriebe lediglich als untergeordnete Nutzung zu sehen und damit nur aus­

nahmsweise gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO zulässig. 

Die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden sind zum Schutz des angrenzen­

den Nahversorgungszentrums (N) Brunnenstraße nicht zulässig. 

Nicht mit dem Ziel des ruhigen Wohnquartiers und der verkehrliehen Erschließung 

(Stichstraße, Mischverkehrsfläche) vereinbar, sind Anlagen für sportliche Zwecke, Be­

triebe des Beherbergungsgewerbes, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und 

Tankstellen, da bei diesen Nutzungen ein erhöhtes Verkehrsaufkommen zu erwarten 

ist, das neben erhöhtem Bedarf an zusätzlichen Verkehrs- und Parkraum auch eine zu­

sätzliche Lärmbelastung der Wohnnutzung durch Betriebsgeräusche bedeuten würde. 

Darüber hinaus besteht bei Nutzungen wie Anlagen für sportliche Zwecke, Gartenbau­

betrieben oder Tankstellen ein erhöhter Flächenbedarf, der im Rahmen des städtebau­

Sländ- l2.f>4.20l7 
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Iichen Konzepts zur Realisierung von Oberwiegend Wohnraum nicht zur Verfügung ge­

steilt werden kann. Daher sind diese Nutzungen als unzulässig festgesetzt. 

4.1.2 Mischgebiet (MI) 

Im Einmündungsbereich Johannes-Weyer-StraßeiiiVitzelstraße wird flir den Gebäude­

bestand ein Mischgebiet gemäß § 6 BauNVO festgesetzt. Damit werden die bestehen­

den Gewerbe- und Dienstleistungseinrichtungen planungsrechtlich gesichert und um 

eine mögliche Wohnnutzung ergänzt. Um der Entwicklung eines Mischgebietes gerecht 

zu werden, sind Wohngebäude, Geschäfts- und Bürogebäude, Schank- und Speise­

wirtschaften, Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige Gewerbebetriebe, Anla~ 

gen für Verwaltungen, für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 

Zwecke sowie nur im Erdgeschoss Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentrenrelevanten 

Sortimenten gemäß derTabeile der Düsseldorfer Sortimentsliste, zulässig. 

Die Einschränkung des Einzelhandels dient dem Schutz des Nahversorgungszentrums 

(N) Himmelgeister Straße, in dessen Einzugsgebiet das Mischgebiet nicht eingeschlos­

sen ist. Daher sind Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevanten Sortimenten gemäß 

der Düsseldorfer Sortimentsliste im Mischgebiet nicht zulässig. 

Der Gebäudebestand aber auch zukünftige Gebäude sollen mit den angrenzenden 

Wohngebäuden eine städtebauliche Einheit bilden. Insbesondere entlang der Witzal­

straße ist eine geschlossene Gebäudefront vorgesehen. Aber auch die Anbindung an 

das Wohngebäude im WA 6 wird planungsrechtlich sichergesteilt Gartenbaubetriebe 

und Tanksteilen sind aufgrund ihrer Gebäude- und Betriebsflächentypologie und des 

damit einhergehenden Flächenanspruches in die geplante städtebauliche Struktur nicht 

zu integrieren und werden daher ausgeschlossen. 

Darüber hinaus sind Einzelhandelsbetriebe, die Waren und Dienstleistungen zur Erre~ 

gung sexueller Bedürfnisse oder deren Befriedigung anbieten, Vergnügungsstätten, 

Bordelle sowie bordellartige Betriebe und Einrichtungen unzulässig, da diese mit der 

benachbarten Wohnnutzung nicht vereinbar sind. 

4.1.3 Eingeschränkte Gewerbegebiete (GEe 1 und 2) 

Im Norden und Nordwesten des Plangebietes sind zur Konfliktbewältigung zwischen 

den möglichen gewerblichen Nutzungen außerhalb des Plangebietes und der neuen 

Wohnnutzung eingeschränkte Gewerbegebiete gemäß § 8 BauNVO als Puffer festge­

setzt. Durch die Festsetzung der eingeschränkten Gewerbegebiete wird dem Tren-

Stand: 12.04.2017 
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nungsgrundsatz gem. § 50 Bundesimmissionsschutzgesetzt (BimSchG) entsprochen, 

indem eine unverhältnismäßige Einschränkung der angrenzenden möglichen gewerbli­

chen Nutzung verhindert und gesunde Wohnverhältnisse im Plangebiet gesichert wer­

den. 

Um der Entwicklung eines eingeschränkten Gewerbegebietes gerecht zu werden und 

damit die Verträglichkeit mit den angrenzenden Wohnnutzungen sicherzustellen, sind 

nur Gewerbebetriebe zulässig, die das Wohnen nicht wesentlich stören. Darüber hin­

aus sind Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude zulässig. 

Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke sind ausnahms­

weise zulässig, da sie einer Büro- und Dienstleistungsnutzung nicht widersprechen und 

als untergeordnete Nutzung gesehen werden. So ist im eingeschränkten Gewerbege­

biet GEe 2 im Erdgeschoss die Errichtung einer viergruppigen Kindertagesstätte vorge­

sehen. 

Unzulässig sind Tankstellen, Lagerplätze, öffentliche Betriebe, Lagerhäuser, Vergnü­

gungsstätten und Bordelle sowie bordellartige Betriebe, da diese Nutzungen nicht dem 

angestrebten hochwertigen Gebietscharakter entsprechen und dem ruhigen Wohncha­

rakter der angrenzenden Wohngebiete entgegenstehen. 

Darüber hinaus sind Einzelhandelsbetriebe nicht zulässig, da der Standort außerhalb 

des Nahversorgungszentrums an der Himmelgeister Straße liegt und die Versorgungs­

funktion in diesem Bereich nicht geschwächt werden darf. Zudem verfügt das Plange­

biet mit nur einer Zufahrt von der Witzelstraße über eine eingeschränkt leistungsfähige 

Anbindung an das umliegende Straßennetz. Einzelhandelsbetriebe tragen jedoch zu 

einem erhöhten Verkehrsaufkommen bei. Um die Leistungsfähigkeit des Knotenpunk­

tes sicherstellen zu können, werden publikumsintensive Nutzungen ausgeschlossen. 

Dementsprechend sind auch Anlagen für sportliche Zwecke nicht zulässig. 

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 

Betriebsleiter sind ebenfalls unzulässig, da ein entsprechender Bedarf in einem einge­

schränkten Gewerbegebiet an diesem Standort nicht besteht. 

4.2 Stellplätze und Garagen 

Städtebauliches Ziel ist es, den ruhenden Verkehr mit Ausnahme der Besuchersteil­

plätze in Tiefgaragen unterzubringen. Die Stellplätze sind daher im Plangebiet aus­

schließlich in Tiefgaragen zulässig, um die gewünschte qualitätvolle Grün- und Freiflä-

Siand: 12 O·UOI7 
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chengestaltung im Quartier zu ermöglichen und für eine ruhige Wohn- und Arbeitsquali­

tät insbesondere in den Innenbereichen der Baublöcke zu sorgen. Die erforderlichen 

Stellplätze für Kraftfahrzeuge werden vollständig in voneinander getrennten Tiefgara­

gen unter den einzelnen Baufeldern angeordnet, um kurze Wege zu den Stellplätzen 

zu ermöglichen. Die erforderlichen Besucherstellplätze werden innerhalb der öffentli­

chen Verkehrsflächen zur Verfügung gestellt. 

4.3 Nebenanlagen 

Anlagen zur Kleintierhaltung sind vor dem Hintergrund der Sicherstellung von qualitativ 

hochwertigen Freibereichen ausgeschlossen. 

4.4 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung orientiert sich an dem überarbeiteten städtebaulichen 

Konzept, das die Bebauungsdichte im Umfeld berücksichtigt. Es wird bestimmt durch 

die Festsetzung von Grundflächenzahl, Geschoßflächenzahl oder maximal zulässiger 

Geschoß fläche, Zahl der Vollgeschosse als Mindest- und Höchstmaß sowie maximal 

zulässiger Wand- und Gebäudehöhen. 

4.4.1 Grundflächenzahl (GRZ) 

ln den Allgemeinen Wohngebieten wird eine GRZ zwischen 0,3 und 0,5 festgesetzt. 

Die Obergrenze der Baunutzungsverordnung für Allgemeine Wohngebiete von 0,4 wird 

damit teils unter- und teils überschritten. 

Die teilweise Überschreitung der Obergrenzen ist im Hinblick auf die Realisierung eines 

innerstädtischen Wohnquartiers, das sich in die umgebende hoch verdichtete städte­

bauliche Struktur einfügt, notwendig. 

Im Mischgebiet wird eine GRZ von 0,6 festgesetzt. Dies entspricht der Obergrenze der 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) für Mischgebiete und ist zur Sicherung des Be­

standes und für zukünftige Entwicklungen ausreichend. 

Für die eingeschränkten Gewerbegebiete wird eine GRZ von 0,8 festgesetzt, die der 

Obergrenze der BauNVO für Gewerbegebiete entspricht und damit weitreichende Ent­

wicklungsmöglichkeiten bietet. 

Die GRZ darf in allen Baugebieten bis zu einem Wert von 0,9 für die Errichtung von 

Tiefgaragen und ihrer Ein- und Ausfahrten überschritten werden, um die wertvollen 

oberirdischen Flächen vom ruhenden Verkehr frei zu halten und als überwiegend be-

Stand 12042017 
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grünten Freiraum der Erholung und dem Aufenthalt im Quartier zur Verfügung zu stel­

len. 

4.4.2 Maximale Geschossfläche (GF) in den Allgemeinen Wohngebieten und Geschossflä­

chenzahl (GFZ) im Mischgebiet und in den eingeschränkten Gewerbegebieten 

ln den Allgemeinen Wohngebieten sind maximale Geschossflächen festgesetzt, um ei­

ne exakte Umsetzung des städtebaulichen Konzeptes im Bebauungsplan zu gewähr­

leisten. 

Rechnerisch ist eine über alle Allgemeinen Wohngebiete ermittelte GFZ von etwa 1,5 

möglich. Dabei liegt die GFZ von den Allgemeinen Wohngebieten WA 2 (1 ,0}, WA 4 

(0,6) und WA 5 (0, 7) deutlich unter der Obergrenze von 1 ,2. Für die Allgemeinen 

Wohngebebiete WA 1 und WA 3 errechnet sich eine maximale GFZ von ca. 1,5 und für 

das Allgemeine Wohngebiet WA 6 eine GFZ von 1 ,3, was eine geringe Überschreitung 

darstellt Lediglich im Allgemeinen Wohngebiet WA 7 ist mit einer GFZ von maximal 2,2 

eine deutliche Überschreitung vorhanden, die sich insbesondere aus der städtebaulich 

gewollten sechsgeschossigen Stadtkante entlang der Witzelstraße ergibt. 

Für die eingeschränkten Gewerbegebiete wird eine GFZ von 2,4 festgesetzt, die damit 

der Obergrenze für Gewerbegebiete gemäß BauNVO entspricht und weitreichende 

Entwicklungsmöglichkeiten bietet. 

Im Mischgebiet wird eine GFZ von 1,9 festgesetzt Die Obergrenze der BauNVO von 

1,2 wird damit überschritten. Ziel der Festsetzung ist die Sicherung des baulichen Be­

standes und eine darüber hinausgehende Entwicklungsoption zur besseren Integration 

in die umgebende städtebauliche Struktur. 

4.4.3 Überschreitung der Regelobergrenzen für das Maß der baulichen Nutzung 

Die Festsetzung der GFZ im Mischgebiet und die Festsetzung der Geschossflächen in 

den Allgemeinen Wohngebieten überschreiten teilweise die Obergrenze der BauNVO. 

Gemäß§ 17 Abs. 2 BauNVO können die Obergrenzen aus städtebaulichen Gründen 

überschritten werden, wenn die Überschreitung durch Umstände ausgeglichen ist oder 

durch Maßnahmen ausgeglichen wird, durch die sichergestellt ist, dass die allgemeinen 

Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse nicht beeinträchtigt und 

nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden. Im Plangebiet wird die 

Überschreitung der Obergrenzen planungsrechtlich ermöglicht, da folgende städtebau­

liche Gründe dies erfordern: 

Stand: l2.0-U017 
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Städtebauliche Gründe 

Die Nachnutzung von brach gefallenen Flächen durch die Entwicklung von Wohngebie­

tes entspricht dem Planungsziel der Landeshauptstadt Düsseldorf, der wachsenden 

Nachfrage nach Wohnraum in zentraler Lage gerecht zu werden und damit der Inan­

spruchnahme von Flächen in Stadtrandlage entgegen zu treten (Innen- vor Außenent­

wicklung). 

Das neue innerstädtische Quartier soll in zentraler Lage des Stadtteils Silk entstehen 

und sich in die bestehende, dichte Stadtstruktur einfügen. Dem aus dem städtebauli­

chen Gutachterverfahren hervorgegangenen städtebaulichen Konzept liegt die Entwick­

lung eines Wohnquartiers zugrunde, das auf die bestehenden Rahmenbedingungen 

der angrenzenden Quartiere und deren Nutzungen sowie der äußeren Einflüsse und 

Konflikte reagiert Neben der Vemetzung mit den benachbarten Quartieren werden Lö­

sungen, insbesondere für bestehende Lärmkonflikte, etwa dem Verkehrslärm, aufge­

zeigt Durch die hohe verkehrliehe Belastung auf der Witzelstraße und Aufm Henne­

kamp ist im städtebaulichen Konzept eine fast durchgehende Blockrandbebauung vor­

gesehen, die den Innenbereich des neuen Quartiers abschirmt und hier für Wohnruhe, 

trotz der innerstädtischen Lage sorgt Die Blockrandbebauung dient also dem Lärm­

schutz, ergänzt aber auch sinnvoll die straßenbegleitende Bebauung entlang der ge­

nannten Hauptverkehrsstraßen. Auf der jeweils gegenüberliegenden Straßenseite der 

Witzelstraße und Aufm Hennekamp sind im Bestand überwiegend bis zu fünfgeschos­

sige Wohngebäude mit ausgebauten Dachgeschossen zu finden. 

Um der hohen Geschossigkeit und Verdichtung am Blockrand Rechnung zu tragen, 

sind die dahinter liegenden Blockinnenbereiche mit großflächigen Grünbereichen vor­

gesehen. Die Geschossigkeit der Bebauung nimmt von den Blockrändern an Witzel­

straße und Auf'm Hennekamp im Norden und Nordosten in Richtung Süden, gestaffelt 

bis hin zu einer sehr aufgelockerten Bebauung mit Stadtvillen ab. 

Mit der geplanten Bebauung wird eine der innerstädtischen Lage entsprechenden Ver­

dichtung der Bebauung erzeugt, ohne dabei gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

zu gefährden. Dazu tragen neben den begrünten Blockinnenbereichen auch die öffent­

lichen Grünflächen in Form eines zentralen Quartiers- und Kinderspielplatzes sowie ei­

nes großflächigen Spielplatzes im Süden des Quartiers bei. Die Grün- und Kinderspiel­

flächen sind geeignet, private Grünflächen zu ergänzen 
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Der Quartiers- und Kinderspielplatz übernimmt eine wesentliche Aufenthaltsfunktion, 

die durch die privaten Freiflächen mit we1teren Kinderspielbereichen innerhalb der 

Baugebiete in den Blockinnenbereichen ergänzt werden. Für diese Bereiche sind Grün­

festsetzungen definiert, die eine qualitätvolle Gestaltung und ein hohes Maß an Grün­

flächen gewährleisten. 

Neben der flächigen Begrünung der nicht überbauten und nicht der Erschließung die­

nenden Grundstücksflächen werden Pflanzenquoten für Laubbäume und Mindest­

pflanzqualitäten für Bäume gefordert und die Begrünung von Tiefgaragen und unterirdi­

schen Gebäudeteilen geregelt 

Dazu wird auch geregelt, dass die nachzuweisenden privaten Stellplätze ausschließlich 

in Tiefgaragen unterzubringen sind. Dies ist Voraussetzung für die uneingeschränkte 

Realisierung der Frei- und Grünflächen in den Blockinnenbereichen und damit der 

Wahrung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse. 

Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse bleiben auch in Bezug auf Belichtung, Belüf­

tung und Besonnung gewahrt. Das städtebauliche Konzept hält die notwendigen Ab­

standflächen gemäß Landesbauordnung ein. 

Nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt sind durch die Planung nicht zu erwarten, da 

es sich bei dem Plangebiet im Wesentlichen um ehemals gewerblich genutzte Standor­

te mit großflächigen Versiegelungen des Bodens durch Verkehrs- und Lagerflächen, 

unterschiedliche Gebäude sowie Hallen handelt. Im Zuge einer Gefährdungsabschät­

zung wurden im Plangebiet nutzungsbedingte und auffüllungsbedingt Bodenverunreini­

gungen festgestellt und abgegrenzt. 

Durch die zukünftigen Nutzungen werden die Flächen deutlich aufgewertet, so dass 

zusammen mit der Sanierung der einzelnen auskartierten Schadensbereiche nicht mit 

nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt, sondern mit einer Verbesserung der derzei­

tigen Situation zu rechnen ist. 

4.4.4 Zahl der Vollgeschosse, Höhe baulicher Anlagen 

Für das Plangebiet sieht der Bebauungsplan Festsetzungen zu den zulässigen Vollge­

schossen vor. Die Festsetzungen basieren dabei auf dem städtebaulichen Konzept, 

das eine höhere Bebauung für den Quartiersrand und niedrigere Baukörper in den ln­

nenbereichen vorsieht. Entlang der Witzelstraße sind die Vollgeschosse als Mindest­

und Höchstmaß festgesetzt. Die Festsetzung des Mindestmaßes trägt dazu bei die 
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städtebaulich gewollte Stadtkante entlang der Witzelstraße durchgehend und in ihrer 

Geschossigkeit einheitlich auszubilden. 

Im Plangebiet werden Maximalhöhen der Gebäude und maximale Wandhöhen in Meter 

über Normalnull (NN) festgesetzt. Damit wird die im städtebaulichen Konzept vorgese­

hene Höhenstaffelung und Entwicklung der Dachlandschaft, über die Regelung der zu­

lässigen Vollgeschosse hinaus, in den Bebauungsplan übertragen und gesichert. Die 

maximalen Wandhöhen beziehen sich auf die Außenwände der Vollgeschosse ein­

schließlich Brüstungen oder Attika der Gebäude. 

Ziel ist es, die stadträumlichen Qualitäten des städtebaulichen Konzeptes umzusetzen 

und eine zusätzliche Verdichtung durch Überhöhungen im Quartier zu vermeiden. 

4.4.5 Dachaufbauten 

Zur Sicherung der angestrebten Qualität des neuen Quartiers einschließlich der Dach­

landschaft, wird festgesetzt, dass technische Aufbauten nur bis maximal 15 % der 

Grundfläche des darunter liegenden Geschosses und bis zu einer Höhe von maximal 2 

m zulässig sind. Von dieser Regelung sind im Sinne einer nachhaltigen Energieversor­

gung Anlagen für regenerative Energiegewinnung ausgenommen. 

Zum Schutz des Straßenbildes sind alle Anlagen von der Dachkante um mindestens 2 

m zurückzusetzen. Technische Aufbauten sind, sofern keine technischen Anforderun­

gen entgegenstehen, einzuhausen. Die Einhausung ist allseitig geschlossen auszufüh­

ren. Anlagen zur regenerativen Energiegewinnung sind von dieser Regelung ausge­

nommen. 

Die Festsetzung einer maximalen Höhe in Kombination mit einem Mindestrücksprung 

gewährleistet, dass die Dachaufbauten visuell aus der Straßenperspektive nur gering­

fügig in Erscheinung treten. 

Lediglich Treppenräume und Fahrstuhlschächte können an den von öffentlichen Grün­

und Verkehrsflächen abgewandten Seiten auch direkt an der Außenkante eines Ge­

bäudes ausnahmsweise zugelassen werden. So kann ein einheitliches Straßenbild ge­

sichert werden und gleichzeitig eine sinnvolle Grundrissgestaltung in den obersten Ge­

schossen gewährleistet werden. 
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4.5 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche 

4.5.1 Bauweise 

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 7, im Mischgebiet und im eingeschränkten Gewerbe­

gebiet GEe 1 wird zur Gewährleistung des gewünschten Lärmschutzes für die Innenbe­

reiche des Quartiers sowie einer geschlossenen Stadtkante zur Witzelstraße eine ab­

weichende Bauweise in Form einer zwingend durchgehend geschlossenen Bebauung 

jeweils innerhalb der überbaubaren Flächen in allen Vollgeschossen festgesetzt Im 

Kreuzungsbereich der Straßen Aufm Hennekampf Witzelstraße wird mit der Festset­

zung von abweichender Bauweise auch eine zukünftige Fortführung einer durchgehen­

den Bebauung entlang der Straße Aufm Hennekamp gesichert. 

Das städtebauliche Konzept sieht innerhalb des Quartiers in ihrer Größe variierende 

Blockstrukturen vor, die jeweils einen ruhigen Innenbereich mit Frei- und Grünflächen 

und klare Raumkanten zur zentralen Achse und den abgehenden Erschließungsstichen 

definieren. Um diese Qualitäten zu sichern, ist in den Allgemeinen Wohngebieten WA 

1, 3 und 6 sowie dem südwestlichen Teil des WA 7 und des Mischgebietes eine ge­

schlossene Bauweise festgesetzt. 

Zur Realisierung unterschiedlicher Wohnformen und einer zunehmenden Auflockerung 

der Gebäudestruktur nach Süden, ist in den Allgemeinen Wohngebieten WA 2, WA 4 

und WA 5 eine offene Bauweise festgesetzt. Damit wird ein Einfügen in die südlich an­

grenzende aufgelockerte städtebauliche Struktur gewährleistet und die Möglichkeit der 

Vernetzung von Grünbereichen geschaffen. 

4.5.2 Überbaubare Grundstücksflächen und Baugrenzen 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen festgesetzt. Die einzel­

nen Baugrenzen orientieren sich dabei am städtebaulichen Konzept. Überschreitungen 

der Baugrenzen durch untergeordnete Bauteile wie Balkone und überdachte Hausein­

gänge bis zu einer Tiefe von 1,50 m sind in den Baugebieten ausnahmsweise zulässig. 

Das städtebauliche Konzept sieht teilweise ein Zurückspringen der jeweils obersten 

Geschosse vor. Zur Sicherung dieser gestalterischen Vorgabe wird eine um mindes­

tens 1 Meter zurückspringende Baugrenze festgesetzt. 

Die Ausgestaltung der Baugrenzen in den eingeschränkten Gewerbegebieten GEe 1 

und GEe 2 ermöglicht eine gewollt hohe Bauflexibilität 
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4.6 Verkehr 

4.6.1 Öffentliche Verkehrsfläche 

Die Erschließungsstraßen innerhalb des Plangebietes sind als öffentliche Verkehrsflä­

chen festgesetzt. Durch die ausschließliche Ausbildung von Stichstraßen wird Durch­

gangsverkehr ausgeschlossen, wodurch im Inneren des Wohnquartiers eine ruhige 

Wohnlage geschaffen wird. Bei den längeren Stichstraßen sind Wendeanlagen z.B. für 

Müllfahrzeuge vorgesehen. Der Weg Richtung Süden dient als fuß- und radläufige An­

bindung an die Varnhagenstraße. Die Sicherstellung der Anbindung an die Varnhagen­

straße über die Grundstücksflächen außerhalb des Plangebietes erfolgt auf privat recht­

licher Ebene. Im Bereich der Zufahrt von der Witzelstraße ist die öffentliche Verkehrs­

fläche zur Erschließung des Quartiers um die Fläche des Standortes der bestehenden 

Platane sowie um die Fläche eines zweiten Baumstandortes mit einer bestehenden 

Linde ergänzt. Seide Bäume sollen hier in Verbindung mit der Aufweitung der öffentli­

chen Flächen stadträumlich wirksam den Zugang zum Quartier als Baumtor zusätzlich 

prägen. 

Die schmale Verkehrsfläche nordöstlich des eingeschränkten Gewerbegebietes GEe 1 

dient der Verlagerung der stadtauswärtsführenden Straßenbahnhaltestelle. Zur Stär­

kung des ruhigen Wohnquartiercharakters werden die Erschließungsstraßen überwie­

gend als Mischverkehrsfläche ausgebildet Im Bereich der Quartierszufahrt von der 

Witzelstraße und in der PlanstraßeBist aufgrund der angrenzenden gewerblichen Nut­

zungen ein Ausbau im Trennprinzip vorgesehen. 

Innerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche werden 81 Pkw-Parkplätze entlang der 

Hauptachse und den Stichstraßen einschließlich der Wendeanlagen verteilt als Senk­

recht- und Längsparkstände angelegt 

4 6.2 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (GFL) 

Zur Gewährleistung der technischen Ver- und Entsorgung sowie der Anfahrbarkeil für 

Notfallfahrzeuge aber auch zur Vernetzung des Plangebietes mit der Umgebung, sind 

im Plangebiet GFL-Fiächen festgesetzt 

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 6 wird die GFL-Fiäche 1 zur Erschließung der rück­

wärtigen Bebauung festgesetzt, die mit einem Gehrecht zugunsten der Anlieger, mit ei­

nem Fahrrecht zugunsten von Notfallfahrzeuge sowie ein Geh-, Fahr- und Leitungs­

recht zu Gunsten der Versorgungsträger und der Entsorgungsträger zu belasten ist 
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Im Allgemeinen Wohngebiet WA 3 wird die GFL-Fiäche 2 zur Erschließung des Allge­

meinen Wohngebietes WA 4 festgesetzt, die mit einem Gehrecht zugunsten der Anlie­

ger, mit einem Fahrrecht zugunsten von Notfallfahrzeugen sowie einem Geh-, Fahr­

und Leitungsrecht zugunsten der Versorgungsträger und der Entsorgungsträger zu be­

lasten ist. 

Die GF 1 Fläche im WA 5 dient als Notzufahrt in das Plangebiet und ist mit einem Geh­

recht und einem Fahrrecht für Radfahrer zu Gunstender Allgemeinheit sowie einem 

Fahrrecht für Notfallfahrzeuge zu belasten. 

Die GF 2 Fläche im WA 2 dient der Anbindung des Plangebietes mit dem Nahversor­

gungszentrum Himmelgeister Straße und ist mit einem Gehrecht und einem Fahrrecht 

für Radfahrer zu Gunsten der Allgemeinheit zu belasten. 

4.6.3 Verkehrliehe Leistungsfähigkeit 

Um die verkehrliehen Auswirkungen der Neuplanung auf die Leistungsfähigkeit des 

umliegenden Verkehrsnetzes und der jeweiligen Knoten bei der Abwicklung der durch 

die Planung ausgelösten Verkehrs abschätzen zu können, ist eine Verkehrsuntersu­

chung durchgeführt worden (Lindschulte+Kioppe, Düsseldorf, 28.01.2016) und der zu 

erwartende Verkehr aus dem Planungsgebiet anhand der vorgesehenen Nutzungen 

bestimmt worden. 

Da die gewerbliche Nutzung im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens nicht näher 

spezifiziert werden kann, wurde ein Nutzungsmix aus 25% publikumsintensiver und 

75% unternehmensorientierter Gewerbenutzung angenommen. 

Das Kfz-Verkehrsaufkommen, das durch die neuen Nutzungen im Plangebiet erzeugt 

wird, liegt bei 2.586 Kfz/24h (Summe Quell- und Zielverkehr). Auf Basis der für Düssel­

dorf typischen Ganglinien entstehen so für das Plangebiet vormittags (07:00- 08 00 

Uhr) maximal277 Kfz/hund nachmittags (16:00- 17:00 Uhr) maximal219 Kfz/h. 

Für die Umlegung des Neuverkehrs auf das Straßennetz wurden seitens der Stadt 

Düsseldorf auf Basis einer Modellrechnung Vorgaben erarbeitet, die einen Vollan­

schluss der neuen Nutzung an die Witzelstraße zugrunde legen. Hierbei wird die Unks­

abbiegebeziehung Witzelstraße Süd - Auf'm Hennekamp West ermöglicht Eine direkte 

Linksabbiegemöglichkeit mit eigenständiger Signalisierung wird als notwendig erachtet, 

da hierdurch Wendefahrten über die Gleisanlagen der Stadtbahn im weiteren Verlauf 

der Witzelstraße vermieden werden. 
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Entsprechend dieser Vorgaben wurde die zukünftig zu eiWartende Verkehrsbelastung 

am Knotenpunkt Witzelstraße/Auf'm Hennekamp berechnet. Der Knotenpunkt Witzel­

straße/Auf'm Hennekamp wurde als maßgeblich für eine gute Erschließung des Gebie­

tes benannt, da über diesen Knotenpunkt rund 80% der Neuverkehre fließen werden. 

Die Leistungsfähigkeitsbetrachtung unter Prognosebelastung am Knotenpunkt Witzel­

straße/Auf'm Hennekamp zeigt für die vormittägliche und nachmittägliche Spitzenstun­

de einen leistungsfähigen Verkehrsablauf. Auch die Zufahrt an der Witzelstraße kann 

zukünftig leistungsfähig abgewickelt werden. 

4. 7 Ver- und Entsorgung 

4.7.1 Wasser, Gas, Strom, Fernwärme 

Das Plangebiet wird an die bestehende technische Infrastruktur im Plangebiet selbst, 

bzw. im Umfeld, angeschlossen. Zur Versorgung des gesamten Plangebietes müssen 

zusätzliche Versorgungsleitungen und -anlagen neu- und umverlegt werden. 

Im Bebauungsplan sind zwei Standorte für Transformatoren zur Versorgung des Quar­

tiers mit Strom als Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung "Tra­

fostation" festgesetzt. 

Der Grundschutz zur Löschwasserversorgung im Plangebiet wird im Rahmen der Er­

schließungsplanung sichergestellt. 

Die Energieversorgung kann mit Fernwärme über Anschlüsse an das bestehende Netz 

im Bereich der Varnhagenstraße südlich des Plangebietes erfolgen. Die Verlegung der 

Leitungen kann in den öffentlichen Verkehrsflächen und den GFL Flächen erfolgen. 

4. 7.2 Abfallbeseitigung 

Die Restmüll- und Wertstoffbehälter sind auf den jeweiligen Grundstücken vorzuhalten. 

Für die Abfallentsorgung werden bei Realisierung der Bauvorhaben Aufstellflächen in 

der Nähe der öffentlichen Verkehrsflächen vorgesehen. Die Erreichbarkeil für Fahrzeu­

ge der Abfallentsorgung wird über die öffentlichen Verkehrsflächen gewährleistet. 

Im Bereich der Planstraße A, nördlich des Quartiersplatzes, ist in verkehrsgünstiger 

Lage eine unterirdische Depotcontainerstalion vorgesehen. 
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Diese Fläche für die unterirdische Depotcontainerstation und den oberirdischen Altklei­

dercontainer ist im Bebauungsplan als Fläche für die Abfallentsorgung mit Zweckbe­

stimmung "Wertstoffcontainer" zur Sicherung festgesetzt 

4.7.3 Entwässerung 

Das Plangebiet liegt im Einzugsbereich des Klärwerks Düsseldorf-Süd. Die abwasser­

technische Entsorgung des Stadtteils Bilk erfolgt im Mischverfahren. Da das Plangebiet 

nicht erstmalig bebaut wird und bereits abwassertechnisch über die Witzelstraße voll im 

Mischverfahren erschlossen ist, kommt somit die Forderung gemäß§ 44 Abs. 1 LWG 

NRW nicht zur Anwendung. 

Das anfallende Schmutz- und Regenwasser ist nach wie vor den öffentlichen Abwas­

seranlagen (Mischwasserkanäle) zuzuführen. Hierzu werden in den projektierten Stra­

ßen Mischwasserkanäle geplant und baulich umgesetzt 

4.8 Anpflanzen und Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Zum Bebauungsplan wurde ein Grünordnungsplan GOP 111 (Normann Landschaftsar­

chitekten, Düsseldorf, 22.11.2016) erstellt Der GOP 111 vergleicht die ökologische Wer­

tigkeit des Bestandes mit der Planung unter Berücksichtigung des bestehenden Pla­

nungsrechts und leitet aus der Gegenüberstellung sowie aus der Baumbilanz und den 

neuen Nutzungen grünordnerische Maßnahmen ab. Die grünordnerischen Maßnah­

men sind im Textteil und in einem Freiflächenplan zur Bepflanzung der öffentlichen 

Verkehrsflächen, der öffentlichen Grünflächen sowie den Baugebieten konkretisiert 

Die Umnutzung und Neugestaltung bietet die Chance einer deutlichen Aufwertung des 

Plangebietes. Insbesondere für die Wohnnutzung ist ein hoher Durchgrünungsgrad 

(inkl. Dach- und Tiefgaragenbegrünungen) vorgesehen. Ein hoher Begrünungsanteil im 

Plangebiet trägt zu gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse bei, verbessert die Ge­

staltung des Ortsbildes und beeinflusst stadtökologische und kleinklimatische Faktoren 

positiv. Dementsprechend sind folgende Begrünungsmaßnahmen festgesetzt 

4.8.1 Begrünung der Baugebiete 

Die nicht überbauten und nicht der Erschließung dienenden Grundstücksflächen der 

Baugebiete sind mit einer strukturreichen Mischvegetation aus Laubbäumen, 

Laubsträuchern und bodendeckender Bepflanzung dauerhaft zu begrünen. 

ln den Allgemeinen Wohngebieten ist weiterhin je mindestens250m2 nicht überbaute 

Grundstücksfläche ein mittelkroniger Laubbaum (Endhöhe zwischen 8 m bis 12m) ge-
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mäß Pflanzenliste 2 des GOP 111 mit einem Stammumfang von 18-20 cm, gemessen in 

1,0 m Höhe, zu pflanzen und nachhaltig zu sichern. 

Im Mischgebiet und in den eingeschränkten Gewerbegebieten ist weiterhin je mindes­

tens 250 m2 nicht überbaute Grundstücksfläche ein mittelkroniger Laubbaum (Endhöhe 

zwischen 12m bis 16m) gemäß Pflanzenliste 3 des GOP III mit einem Stammumfang 

von 20 cm- 25 cm, gemessen in 1,0 m Hohe, zu pflanzen und nachhaltig zu sichern. 

4.8.2 Dachbegrünungen 

Flachdächer und flach geneigte Dächer bis max. 15• Dachneigung sind unter Beach­

tung der brandschutztechnischen Bestimmungen mit einer standortgerechten Vegetati­

on mindestens extensiv zu begrünen. Die Stärke der Vegetationstragschicht muss im 

Mittel mindestens 10 cm betragen (zzgl. Drainschicht). Das Dachbegrünungssubstrat 

muss der .. FLL-Richtlinie für die Planung, Ausführung und Pflege von Dachbegrünun­

gen" (Ausgabe 2008 bzw den entsprechenden Neuauflagen Forschungsgesellschaft 

Landschaftsentwicklung Landschaftsbau e.V.. Sonn) entsprechen. 

Von der Dachbegrünung ausgenommen sind verglaste Flächen, Terrassen und techni­

sche Aufbauten, soweit sie gemäß anderen Festsetzungen auf der Dachfläche zulässig 

sind. Diese Ausnahme von der Verpflichtung zur Dachbegrünung gilt nicht für aufge­

ständerte Photovoltaikanlagen. 

4.8.3 Tiefgaragenbegrünung 

Auf Tiefgaragendecken oder untenrdischen Gebäudeteilen - soweit sie nicht durch an­

dere zulässige Nutzungen überbaut werden - ist eine Vegetationsfläche bestehend aus 

einer mindestens 60 cm starken Bodensubstratschi eh!, zzgl. einer Drainschicht, fach­

gerecht aufzubauen. 

Für Baumpflanzungen ist die Stärke der Bodensubstratschicht auf mindestens 100 cm 

(zzgl. Drainschicht) zu erhöhen. Das durchwurzelbare Substratvolumen muss mindes­

tens25m 3 je Baumstandort betragen. 

4.8.4 Eingrünung von Müllentsorgungseinrichtungen 

Mülltonnenstandplätze und Mülltonnenschränke auf den Baugrundstücken sind mit 

geschnittenen Laubgehölzhecken (3-4 Pflanzen /lfm) oder Strauchpflanzungen nach 

Pflanzenliste 1 des Grünordnungsplans (GOP 111) einzugrünen oder mit Kletterpflanzen 

zu beranken. Die Begrünung ist dauerhaft zu erhalten. 
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Mülltonnensammelplätze sind zur öffentlichen Verkehrsfläche mit geschnittenen Laub­

gehölzhecken (3-4 Pflanzen /lfm) nach Pflanzenliste 1 des Grünordnungsplans {GOP 

111) in einer Höhe von mindestens 1,20 m einzugrünen, Die Begrünung ist dauerhaft zu 

erhalten, 

4,8.5 Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung 

Nach § 1 a Abs. 3 Satz 5 Baugesetzbuch ist ein Ausgleich nicht erforderlich, soweit die 

Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung zulässig waren. Im Plangebiet be­

steht Baurecht gemäß Bebauungsplan Nr. 5474/036 und nach§ 34 BauGB. 

Da mit dem Bebauungsplan nicht erstmalig Baurecht geschaffen wird und vergleichba­

re Eingriffe aufgrund der baurechtliehen Beurteilung bisher schon zulässig waren, be­

steht im vorliegenden Fall keine Ausgleichspflicht für die Eingriffe in Natur und Land­

schaft. Unter Berücksichtigung des bestehenden Planungsrechts wäre eine Versrege­

lung von 80% zulässig. 

Die im Grünordnungsplan vorgenommene Gegenüberstellung von Bestand und Pla­

nung macht deutlich, dass die Umsetzung des Bebauungsplanes nicht zu erheblichen 

Eingriffen führt. Die ökologischen Wertigkeiten von Bestand und Planung können als 

mindestens gleichwertig betrachtet werden. 

4.9 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 

Die artenschutzrechtliche Ersteinschätzung wurde in Abstimmung mit der Unteren 

Landschaftsbehörde der Landeshauptstadt Düsseldorf um eine erweiterte artenschutz­

rechtliche Einschätzung mit faunischer Kartierung ausgewählter Tiergruppen ergänzt 

(Normann Landschaftsarchitekten, Düsseldorf, 22.11.2016), Im Fokus der artenschutz­

rechtlichen Prüfung stehen die Artengruppen Vögel {Aves) und Säugetiere (Mammalia I 

hier: Fledermäuse). 

Durch die projektierten Baumaßnahmen verlieren häufig vor allem Vogelarten urbaner 

Lebensräume Brutplätze und Nahrungshabitate. Diese können im Rahmen der Eingrü­

nung der Untersuchungsfläche nach der Neubebauung an gleicher Stelle wieder ent­

stehen. 

Die nächtlichen Detektor- und Horchboxkartierungen erbrachten den Nachweis der 

Zwergfledermaus, Günstige Quartiere sind in und an den aufgelassenen Gebäuden 
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des Untersuchungsgebiets aber auch in dessen Umfeld zu vermuten. Durch die projek­

tierten Baumaßnahmen verlöre die lokale Zwergfledermaus-Population ein günstiges, 

tradiertes Jagdrevier. Gebäude- oder Höhlenquartiere konnten allerdings bei den 

durchgeführten Begehungen nicht belegt bzw. nachgewiesen werden, sind aber den­

noch zu vermuten. 

Die Begrünungsfestsetzungen und die Festsetzung von Fassadenquartieren für Fie­

dermause an den von Westen bis Südosten ausgerichteten Gebäudefassaden minimie­

ren die durch die städtebauliche Neuordnung ausgelösten Beeinträchtigungen für Vo­

gelarten und Fledermäuse, so dass es mittelfristig nicht zur Verschlechterung der Le­

bensbedingungen der lokalen Vögel- und Fledermauspopulationen kommt 

4.1 0. Bauliche oder sonstige technische Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelt­

einwirkungen. 

4.1 0.1 Lärmschutz 

Zur Beurteilung der schalltechnischen Situation im Plangebiet und die Auswirkungen 

des Bebauungsplanes auf die Schallsituation im Umfeld sowie die Ermittlung notwendi­

ger Lärmschutzmaßnahmen ist eine schalltechnische Untersuchung zum Bebauungs­

plan auf der Grundlage des städtebaulichen Konzeptes erarbeitet worden (Peutz Con­

sult, Düsseldorf, 06.12 2016). 

Die vorhandenen örtlichen Gegebenheiten führen dazu, dass die im Plangebiet vor­

handene Geräuschsituation, insbesondere durch hohe Verkehrslärmimmissionen 

(Straße und Schiene), aber auch durch Gewerbelärmimmissionen, geprägt ist 

Mögliche Erhöhungen der Verkehrslärmimmissionen im Umfeld des Plangebietes sind 

im Vergleich des Analyse-Nullfalls (vorhandene Belastung ohne Bauvorhaben) mit dem 

Prognose-Mitfall (zukünftige Belastung mit Bauvorhaben) ermittelt und bewertet wor­

den. 

4.1 0.2 Verkehrslärmsituation 

Nachfolgend wird nur die Verkehrslärmsituation bei freier Schallausbreitung betrachtet, 

da hiermit die ungünstigste Lärmsituation im Plangebiet Wiedergespiegelt wird. Folgen­

de Verkehrswege wurden schalltechnisch untersucht: 

• Himmelgeister Straße, westlich zum Plangebiet 

• Kopernikusstraße I Auf'm Hennekamp, nördlich zum Plangebiet 
Stand· 12_04_2017 
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• Witzelstraße, nordöstlich zum Plangebiet 

• Straßen- und Stadtbahnlinien U83, U73, U71, 701, 704 und706 

Im Ergebnis wird bei freier Schallausbreitung im Bereich der parallel zur Witzelstraße 

nächstgelegenen Fassaden der zum Tageszeitraum in einem Allgemeinen Wohngebiet 

zulässige schalltechnische Orientierungswert von 55 dB (A) bei Beurteilungspegeln von 

bis zu 66 dB(A) um 11 dB (A) überschritten. 

Im Bereich der straßenabgewandten und der weiter entfernten Fassaden wird der 

schalltechnische Orientierungswert tags von 55 dB (A) eingehalten bzw. bei Beurtei­

lungspegeln von bis zu rund 60 dB(A) im Allgemeinen Wohngebiet WA 7 an der Gie­

belseite um bis zu 5 dB(A) durch die Verkehrslärmimmissionen überschritten. 

Der zum Nachtzeitraum zulässige schalltechnische Orientierungswert für Allgemeine 

Wohngebiete von 45 dB(A) wird an den zur Witzelstraße nächstgelegenen Fassaden 

bei Beurteilungspegeln von bis zu rund 60 dB(A) um 15 dB(A) überschritten 

Im Bereich der straßenabgewandten und weiter hiervon entfernten Fassaden wird der 

schalltechnische Orientierungswert nachts von 45 dB(A) in den Allgemeinen Wohnge­

bieten eingehalten bzw. um bis zu rund 9 dB(A) im Allgemeinen Wohngebiet WA 7 an 

der Giebelseite überschritten. 

Für die Mischgebietsnutzung an der Witzelstraße im westlichen Teilbereich des Plan­

gebietes ergeben sich tags Beurteilungspegel aus Verkehrslärm von bis zu 66 dB(A) 

und nachts von bis zu 60 dB(A). Die schalltechnischen Orientierungswerte von 60 

dB(A) I 50 dB(A) tags I nachts werden somit um bis zu 6 dB(A) 110 dB(A) tags I nachts 

überschritten. 

Für die Gewerbenutzung südlich der Straßenkreuzung Auf'm Hennekamp I Witzelstra­

ße im nördlichen Teilbereich des Plangebietes ergeben sich tags Beurteilungspegel 

aus Verkehrslärm von bis zu 73 dB(A) und nachts von bis zu 66 dB(A). Die schalltech­

nischen Orientierungswerte von 65 dB(A) I 55 dB(A) tags I nachts werden somit um bis 

zu 8 dB(A) I 11 dB(A} tags I nachts überschritten. 

4.10.3 Gewerbelärmsituation 

Analog zur Verkehrslärmuntersuchung wird nachfolgend nur die Gewerbelärmsituation 

bei freier Schallausbreitung betrachtet 
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Folgende planungsrechtlich relevante Gewerbenutzungen wurden berücksichtigt 

• Transportunternehmen, Himmelgeister Straße 100 

• Dispersionsfarbenhersteller, Himmelgeister Straße 88 

• Einzelhandelsbetrieb, Himmelgeister Straße 64 a 

• Verschiedene Nutzungen (Kfz), Himmelgeister Straße 70 

• Tankstelle im Kreuzungsbereich Auf'm Hennekamp I Himmelgeister Straße 

• Gewerbegrundstück Aufm Hennekamp 25 

Im Ergebnis zeigen die Immissionsberechnungen für Gewerbelärm bei freier Schal­

lausbreitung, dass der in einem WA zum Tageszeitraum zulässige Immissionsrichtwert 

von 55 dB(A) nur im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 um bis zu rund 7 dB(A) und im All­

gemeinen Wohngebiet WA 7 und WA 2 um bis zu rund 3 dB(A) überschritten wird. 

Der in einem Allgemeinen Wohngebiet zum Nachtzeitraum zulässige Immissionsricht­

wert von 40 dß (A) wird im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 um bis zu 6 dB(A) über­

schritten. Maßgeblich sind hierbei jeweils die anteiligen Geräuschimmissionen des Ge­

werbegrundstückes Aufm Hennekamp 25. 

Im Bereich des Mischgebietes werden die in einem Mischgebiet zum Tages- und 

Nachtzeitraum zulässigen Immissionsrichtwerte von 60 dß(A) tags und 45 dB(A} nachts 

eingehalten. 

Im Bereich der eingeschränkten Gewerbegebiete werden die hier zulässigen Immissi­

onsrichtwerte von 65 dß(A) tags und 50 dB(A) nachts zum Teil deutlich eingehalten 

und im eingeschränkten Gewerbegebiet GEe 1 teilweise ausgeschöpft. Maßgeblich 

sind hierbei ebenfalls die anteiligen Geräuschimmissionen des Gewerbegrundstückes 

Aufm Hennekamp 25. 

4.10.4 Lärmschutzmaßnahmen 

Durch die Überschreitungen der schalltechnischen Richt- und Orientierungswerte im 

Plangebiet ist die Festsetzung von Schallschutzmaßnahmen im Bebauungsplan not­

wendig. Es kommen dabei aktive und passive Schallschutzmaßnahmen in Betracht. 

Grundsätzlich ist bei der Planung von Schallschutzmaßnahmen aktiven Maßnahmen 

{Schallschutzwänden/- wällen) der Vorzug vor passiven Maßnahmen an den Gebäuden 

zu geben. 

Verkehrslärm 

Stand- l2.0-U017 
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Aufgrund der innerstädtischen Lage kommen aus städtebaulichen Gründen nur passive 

Schallschutzmaßnahmen in Betracht; eine Schallschutzwand entlang der Witzelstraße 

oder der Straße Aufm Hennekamp ist städtebaulich nicht vertretbar. Auf die vorliegen­

de Situation muss architektonisch reagiert werden. Einen aktiven Schallschutz kann 

hier eine Riegelbebauung übernehmen. Zusätzlich sind passive Schallschutzmaßnah­

men (Festsetzung der auftretenden Lärmpegelbereiche gemäß DIN 410g) vorzusehen. 

Aufgrund der Immissionen an den Baugrenzen liegen Anforderungen von maximal 

Lärmpegelbereich IV im Bereich der Wohnbebauung und von maximal Lärmpegelbe­

reich VI im Bereich der gewerblichen Nutzung vor. 

Dabei ist zu beachten, dass die Anforderung bis einschließlich des Lärmpegelbereiches 

111 für Wohnnutzung in der Regel keine "echten" Anforderungen an die Fassadendäm­

mung darstellen, da diese Anforderungen bere1ts von den heute aus Wärmeschutz­

gründen erforderlichen Isotierglasfenstern bei ansonsten üblicher Massivbauweise 

normalerweise bei entsprechendem Flächenverhältnis von Außenwand zu Fenster er­

füllt wird. 

Als Mindestanforderung wird für alle Fassaden Lärmpegelbereich 111 (maßgeblicher 

Außenlärmpegel 61-65 dB (A), erf. R'w cesfür Wohnräume 35 dB, erf. R'w.ces für Büro­

räume 30 dB) festgesetzt 

Die nach außen abschließenden Bauteile von Aufenthaltsräumen sind so auszuführen, 

dass sie zwischen den im Plan genannten Lärmpunkten L 1 bis L 21 die Schalldämm­

maße (erforderliche R'w,.,) gemäß der Tabelle in den textlichen Festsetzungen aufwei­

sen. 

Die vorgesehene Festsetzung der Lärmpegelbereiche stellt nur eine der möglichen 

Maßnahmen bezüglich des Schallschutzes dar. Aufgrund der Höhe der Überschreitun­

gen der schalltechnischen Orientierungswerte ist die Festsetzung von Lärmpegelberei­

chen im vorliegenden Fall alleine nicht ausreichend. Daherwird zusätzlich im Bebau­

ungsplan festgesetzt, dass bei Aufenthaltsräumen in Wohnungen und allen Übernach­

tungsräumen (auch in Kindertagesstätten), die nur Fenster zur Fassaden mit einer 

Lärmbelastung größer oder gleich dem Lärmpegelbereich IV besitzen, eine ausrei­

chende Luftwechselrate bei geschlossenen Fenstern und Türen sicherzustellen ist. 

Stand_ 120-1-_2017 
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Zur Gewährleistung des notwendigen Verkehrstarmschutzes im WA 7 wird festgesetzt, 

dass im maximal V-geschossigen Gebauderiegel eine Wohnnutzung/Fertigstellung so 

lange unzulässig ist bis der als Schallschutzmaßnahme dienende, maximal VI ge­

schossige Gebäuderiegel entlang der Witzelstraße errichtet wurde. 

ln den Vorgartenbereichen des Allgemeinen Wohngebietes WA 7 und des Mischgebie­

tes werden die Immissionsrichtwerte durch Verkehrslärm überschritten. Da die nord­

ostorientierten Vorgartenbereiche in den vorliegenden Fällen nicht dem dauernden 

Aufenthalt dienen, wird auf aktive Lärmschutzmaßnahmen zugunsten der städtebauli­

chen Qualität und der damit einhergehenden Wohnqualität verzichtet 

Um auf tatsächliche Rahmenbedingungen im Einzelfall, z. B. bei möglichen geringeren 

Anforderungen an den Schallschutz durch eine abschirmende Wirkung bestehender 

oder neu errichteter Gebäude, reagieren zu können, wird im Bebauungsplan festge­

setzt, dass von den getroffenen Festsetzungen zu den baulichen oder sonstigen tech­

nischen Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen Ausnahmen 

zugelassen werden können, soweit durch einen Sachverständigen für Schallschutz 

nachgewiesen wird, dass andere geeignete Maßnahmen ausreichen. 

Schutzvorkehrungen bei Tiefgaragen 

Um eine Beeinträchtigung, insbesondere der Wohnnutzung durch Parkverkehre im 

Quartier im Bereich der Tiefgaragenein- und -ausfahrten zu vermeiden und zu reduzie­

ren, sind diese eingehaust auszubilden und an Wänden und Decken vollständig bis 2 m 

in die Öffnung hinein hochabsorbierend auszuführen, d. h, der von der Wand reflektier­

te Schall muss um mindestens 8 dB (A) geringere Schallpegel aufweisen. 

Um eine mögliche Erhöhung der Luftschadstoffbelastung im Umfeld von Tiefgaragen 

im Quartier, insbesondere in den Innenbereichen der einzelnen Wohnblöcke zu redu­

zieren, wird festgesetzt, dass Tiefgaragen mit mehr als 200 Stellplätzen über den 

höchsten First der aufstehenden oder angrenzenden Gebäude zu entlüften sind. Aus­

nahmsweise können abweichende Lüftungsanlagen von Tiefgaragen zugelassen wer­

den, wenn gutachterlieh nachgewiesen wird, dass an umliegenden Nutzungen und Ge­

bäuden die Grenzwerte der 39. Bundesimmissionsschutzverordnung eingehalten wer­

den. Um bodennahe Lüftungsschächte von Tiefgaragen mit mehr als 150 Stellplätzen 

herum ist ein nicht zu betretender Sicherheitsabstand von mindestens 2 m vorzuhalten, 

der zu begrünen ist 

Stand_ 12.04.2017 
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Zwischen Fenstern, die zur Belüftung von Wohn-, Arbeits- oder Schlafräumen dienen 

und Lüftungsschächten und Tiefgaragenein- und -ausfahrten, ist ein Abstand von min­

destens 5 m einzuhalten, um gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse im Quartier nicht 

zu beeinträchtigen. 

Gewerbelärm 

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 werden aufgrund der prognostizierten Überschrei­

tungen der Immissionsrichtwerte zum Tages- und Nachtzeitraum durch das Grundstück 

Auf'm Hennekamp 25 Festsetzungen zum Schutz vor Gewerbelärm getroffen. Dem­

entsprechend sind an den betroffenen Fassaden öffenbare Fenster und sonstige Öff­

nungen zu Aufenthaltsräumen von Wohnungen nur zulässig, wenn auf Basis eines 

Fachgutachtens behördlich festgestellt wird, dass durch geeignete bauliche und sonsti­

ge technische Vorkehrungen 0,5 m vor dem geöffneten Fenster gemäß TA Lärm (1998) 

ein Beurteilungspegel von 40 dB(A) während der Nachtzeit und 55 dB(A) tags aus Ge­

werbelärm nicht überschritten wird. 

ln den Allgemeinen Wohngebieten WA 2 und WA 7 werden !rotz der prognostizierten 

Überschreitungen von 2,6 dB(A) und 2,4 dB(A) durch das Grundstück Aufm Henne­

kamp 25 keine Festsetzungen zum Schutz vor Gewerbelärm getroffen. Hierzu findet 

eine Abwägung auf folgender Grundlage statt: 

Das Grundstuck Auf'm Hennekamp 25 stellt sich derzeit als Gewerbebrache dar. Pla­

nungsrechtlich ist die Fläche als E 1 Gebiet festgesetzt und damit einem Gewerbegebiet 

gleichzusetzen. Das Grundstück ist mit erheblichen Bodenverunreinigungen in horizon­

taler und vertikaler Ausdehnung inklusive Grundwasserverunreinigung belastet Eine 

kurz- bzw. mittelfristige gewerbliche Widernutzung ist aufgrund der notwendigen um­

fangreichen/langwierigen Sanierungsmaßnahmen nicht zu erwarten. Darüber hinaus 

gibt es Bestrebungen das Grundstück einer Wohnnutzung zuführen zu wollen. Die Ein­

beziehung in das Bebauungsplanverfahren war aber aufgrund einer fehlenden ab­

schließenden Bodenuntersuchung gescheitert. Dennoch ist eine Nachnutzung mit 

Wohnnutzungen aufgrund der städtebaulichen Lage langfristig wahrscheinlich. 

D1e ermittelten Überschreitungen der Immissionsrichtwerte in den Allgememen Wohn­

gebieten WA 2 und WA 7 liegen bei freier Schallausbreitung bei 2,4 und 2,6 dB(A). Da 

das Grundstück Aufm Hennekamp 25 eine Brache ist, handelt es sich bei den Über­

schreitungen nicht um tatsächlich gemessene, sondern um rechtlich mögliche Beurtei­

lungspegel Werden die eingeschränkten Gewerbegebiete GEe1 und 2 und das Allge­

meine Wohngebiet WA 1 bebaut, ergeben sich keine Überschreitungen. 

Stand: lVJ4.2Ul7 
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Vor diesem Hintergrund ist weder eine bedingte Festsetzungen für die eingeschränkten 

Gewerbegebiete und das Allgeneine Wohngebiet WA 1 noch eine Festsetzung zum 

Schutz vor Gewerbelärm in den Allgemeinen Wohngebieten WA 2 und WA 7 erforder­

lich. Sollte wider Erwarten das fragliche Grundstück einer neuen gewerblichen Nutzung 

zugeführt werden, bei gleichzeitigem Fehlen einer Bebauung in den eingeschränkten 

Gewerbegebieten und im Allgemeinen Wohngebiet WA 1, ist die dann erforderliche 

Rücksichtnahme der neuen gewerblichen Nutzung im Hinblick auf die vorhandene 

Wohnnutzung vertretbar. 

Im Vorgartenbereich des Allgemeinen Wohngebietes WA 1 wird der Immissionsricht­

wert durch Gewerbelärm um bis zu rd. 8 dB(A) überschritten. Da der nordorientierte 

Vorgartenbereich im vorliegenden Fall nicht dem dauernden Aufenthalt dient, wird auf 

aktive Lärmschutzmaßnahmen zugunsten der städtebaulichen Qualität und der damit 

einhergehenden Wohnqualität verzichtet. 

4.10.5 Auswirkungen des Bebauungsplanes auf die Schallsituation im Umfeld 

Mit Umsetzung des Vorhabens sind grundsätzlich auch Auswirkungen auf die schall­

technische Situation im Umfeld möglich. Diese können zum einen aus der Erhöhung 

der Verkehrsmengen auf den umliegenden Straßen, zum anderen aus zusätzlichen 

Schallreflexionen durch Gebäude nahe den Straßen resultieren. 

Durch die Planung ergeben sich nur sehr geringfügige Änderungen der Verkehrslärm­

immissionen im Umfeld. Diese Änderungen umfassen eine Größenordnung, welche 

weitergehende Larmschutzkonzepte für die bestehende Bebauung im Zuge dieser 

städtebaulichen Planung nicht rechtfertigt (siehe. Kap. 4.1 Umweltbericht). 

4.10.6 Lufthygiene 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Luftreinehalteplangebietes der Landes­

hauptstadt Düsseldorf und innerhalb der ausgewiesenen Umweltzone. 

Zur lufthygienischen Situation wurde eine Immissionsprognose erstellt und die Auswir­

kungen der Planung auf die Luftschadstoffimmissionen im Plangebiet und der Umge­

bung durch die angrenzenden Straßen ermittelt und beurteilt (Peutz Consult, Düssel­

dorf, 30.06.2014). 

Stand: l2.04.20l7 
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Insgesamt hat die Planung nur relativ geringe Auswirkungen auf die Immissionssituati­

on im Umfeld, da es nur zu geringen Erhöhungen der Verkehrsmengen (überwiegend 

nur Pkws) auf den umliegenden, bereits stark befahrenen Straßen kommt (siehe. Kap. 

4.5 Umweltbericht). 

4.10.7 Altstandorte und Altablagerungen 

Im nördlichen Bereich des Plangebietes befindet sich das Flurstück 36, welches zu­

sammen mit dem nordwestlich zum Plangebiet angrenzenden Grundstück Aufm Hen­

nekamp 25 (Flurstück 121) als Altstandort unter der Kataster-Nr. 8624 erfasst ist (Sil­

berwarenfabrik, Galvanikbetrieb). Auf dem Flurstück 36 selbst ist allerdings keine alt­

lastenrelevante Vornutzung bekannt, sodass dort nutzungsbedingte Verunreinigungen 

ausgeschlossen werden können. 

Das Grundstück Witzelstraße 55 ist aufgrund seiner gewerblichen Vornutzung (Ma­

schinenbau, Betriebstankstelle für den Eigenbedarf) als Altstandort unter der Kataster­

Nr. AS 87 46 erfasst und bildet einen Großteil des Plangebietes. Für das Grundstück 

wurde mit Datum vom 12.03.2015 zur Gefährdungsabschätzung ein Bodengutachten 

erstellt. in Teilbereichen des Grundstücks wurden nutzungsbedingte Bodenverunreini­

gungen mit Mineralölkohlenwasserstoffen (MKW) und auffüllungsbedingte Bodenverun­

reinigungen mit polyzyklischen aromatischen Kohlenwasserstoffen (PAK I B(a)P), 

Naphtalin sowie Schwermetallen (Blei, Arsen, Nickel) festgestellt. 

Im Grenzbereich zum Grundstück Aufm Hennekamp 25 (AS 8624) wurden nutzungs­

bedingte Chrom-Verunreinigungen bis in den Grundwasserschwankungsbereich fest­

gestellt Die Chrom-Verunreinigungen sind auf mehrere Eintragsstellen auf dem be­

nachbarten Grundstück Aufm Hennekamp 25 zurückzuführen. Zur Sicherstellung ge­

sunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind die auskartierten Schadensbereiche (nach 

dem Rückbau der aufstehenden Gebäude und Aufnahme der Versiegelung) mittels 

Aushub zu beseitigen (siehe Umweltbericht Kap. 4.3). 

4.1 0.8 Kampfmittel 

Im Plangebiet kann die Existenz von Kampfmittel nicht gänzlich ausgeschlossen wer­

den. Daher enthält der Bebauungsplan einen Hinweis, dass der Kampfmittelbeseiti­

gungsdienst vor Baubeginn zu benachrichtigen ist Die für die Kampfmittelfreiheit erfor­

derliehen Maßnahmen wie Antrag auf Luftbildauswertung und ggfs. erforderliche Son­

dierungsbohrungen sind mit dem Kampfmittelbeseitigungsdienst abzustimmen. 

Stand· 12.(}4,2(117 
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4.1 0. 9 Grundwasser 

Auf dem Grundstück Auf'm Hennekamp 25 (AS 8624) gibt es eine Verunreinigung des 

ungesättigten und gesattigten Untergrunds mit Chrom und perfluorierte Tenside (PFT). 

Von den Bodenverunreinigungen geht eine großflächige Grundwasserverunreinigung 

aus. Die Chromverunreinigung im Grundwasser erstreckt sich mit der Grundwasser­

fließrichtung nach Nordwesten bis zum Rhein in etwa 2,4 km Entfernung. Die PFT­

Verunreinigungsfahne ist deutlich kürzer und reicht knapp 500 m über das Grundstück 

hinaus. Um die Auswirkungen der Chrombelastung auf das Grundwasser zu reduzieren 

wurde auf dem Grundstück Aufm Hennekamp 25 eine Grundwassersanierungsanlage 

installiert. Weitere Sanierungsmaßnahmen werden folgen. 

Da sich das Plangebiet im Grundwasser-Zustrom des Grundstücks Aufm Hennekamp 

25 befindet, sind die Auswirkungen für das Plangebiet eher gering. An zwei Stellen ragt 

die auf dem Grundstück Aufm Hennekamp 25 vorliegende Bodenverunreinigung in den 

Bereich des Plangebietes. Zur Sicherstellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

ist die Sanierung dieser beiden Bereiche in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag zu re­

geln. 

Chlorierte Kohlenwasserstoffe sind aktuell in geringen Konzentrationen von im Mittel <2 

jJg/1 nachweisbar. Im Umfeld werden gelegentlich Pestizide (Aitherbizide, aktuell 0,05 

!Jg/1) nachgewiesen. 

Darüber hinaus ist die allgemeine Grundwasserbeschaffenheit eher unauffällig. So sind 

mittlere Konzentrationen an Nitrat von 19 mg/1, Chlorid 47 mg/1 und Sulfat 117 mg/1 im 

Grundwasser nachweisbar. 

4.11 Gestalterische Festsetzungen 

4.11.1 Dachform und Dachneigung 

Zur Sicherung der angestrebten qualitätsvollen Gestaltung und Entwicklung des Plan­

gebietes ist auch die Dachlandschaft als ein Bestandteil des Erscheinungsbildes des 

neuen Quartiers im Bebauungsplan geregelt 

Daher wird festgesetzt, dass im Plangebiet einheitlich und entsprechend des städte­

baulichen Konzeptes nur Flachdächer und geneigte Dächer mit einer Neigung von ma­

ximal150 zulässig sind. 

Stand: 12.04.2017 



- 29­

5. Soziale Maßnahmen§ 180 BauGB 

Soziale Maßnahmen sind nicht erforderlich. Das Gelände liegt brach. Im Plangebiet ist 

derzeit keine Wohnbebauung vorhanden. Die bestehenden gewerblichen Nutzungen im 

Bereich des Mischgebietes (MI) können weiterhin ohne Einschränkung betrieben wer­

den. 

6. Bodenordnende Maßnahmen 

Es sind keine bodenordnenden Maßnahmen im Plangebiet erforderlich. 

7. Kosten für die Gemeinde, städtebaulicher Vertrag 

Im Zusammenhang mit der Planung entfallen auf die Stadt folgende anteilige Kosten: 

- Umbau Knotenpunkt Witzelstraße/Auf"m Hennekamp: 185.714,54 EUR 

Querung Witzelstraße im Bereich Hauptzufahrt 60.577,86 EUR 

- Verlegung Straßenbahnhaltestelle (Wertausgleich für die an der Witzelstraße 

erforderliche Grundstücksfläche): 25.200,00 EUR 

Gesamtkosten: 271.492,40 EUR 

Mit dem Grundstückseigentümer oder Bauherrn ist ein städtebaulicher Vertrag abge­

schlossen worden, der Regelungen zur Kostenübernahme enthält. 

Stand: !2.0-'.2017 
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Teil B- Umweltbericht 

gemäß § 2a BauGB 

zum Bebauungsplan- Nr. 03/003 

- Südwestlich Witzelstraße ­

Stadtbezirk 3 Stadtteil Bilk 

1. Zusammenfassung 

Das Plangebiet befindet sich im Stadtteil Bilk und umfasst überwiegend ehemals ge­

werblich genutzte Flächen, die brach liegen. Im Rahmen der Bebauungsplanung soll 

ein neues Wohnquartier ausgewiesen werden. 

Insbesondere sind folgende Umweltauswirkungen für die Planung relevant: 

• Das Plangebiet wird durch verkehrsbedingte und gewerbliche Lärmimmissionen 

belastet. Zur Wahrung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind daher im 

Bebauungsplan Festsetzungen zum Lärmschutz erforderlich. 

• Die potenziell für Versiegelungen zur Verfügung stehende Fläche nimmt im Ver­

gleich zum vormaligen Baurecht durch die überwiegend festgesetzten allgemei­

nen Wohngebiete zukünftig ab. Darüber hinaus werden im Bebauungsplan ver­

schiedene Festsetzungen zur Begrünung getroffen. Dadurch ist bei Durchführung 

der Bebauungsplanung eine verstärkte Entsiegelung und Begrünung mit positiven 

Umweltauswirkungen für Tiere, Pflanzen, Boden und Stadtbild zu erwarten. 

• Im Plangebiet wurde das Vorkommen von Zwergfledermäusen nachgewiesen. 

Unter Berücksichtigung von Vermeidungsmaßnahmen sind keine artenschutz­

rechtlichen Konflikte zu erwarten. 

• Im Plangebiet befinden sich die Altstandorte mit den Kataster-Nm. AS 8624 (teil­

weise) und AS 8746. Zur Sicherstellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

und zum Schutz des Grundwassers werden die erforderlichen Bodensanierungs­

maßnahmen in einem öffentlich-rechtlichen Sanierungsvertrag verbindlich gere­

gelt. 

Stand_ 12:04 2017 
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2. Beschreibung des Vorhabens 

Das etwa 4,1 ha große Plangebiet befindet sich im Stadtteil Bilk, südwestlich der Wit­

zelstraBe und südlich der Straße Aufm Hennekamp Das Plangebiet umfasst in über­

wiegenden Flächenanteilen das ehemalige Betriebsgelände der Firma Schloemann 

Siemag AG, das sich als Gewerbebrache darstellt. 

Im Süden grenzt das Plangebiet an eine aufgelockerte ein- bis vier geschossige Be­

bauung sowie an das Areal der Brudeti<:irche mit Gemeindehaus und Seniorenheim an. 

Die umgebende vier- bis sechsgeschossige Blockrandbebauung außerhalb des Plan­

gebietes entlang der Witzelstraße, Auf'm Hennekamp und der Himmelgeister Straße ist 

vorwiegend in den Erdgeschossen durch Gewerbe- und Dienstleistungseinrichtungen 

und in den darüber liegenden Etagen durch Wohnungen geprägt. 

Im neuen Quartier sollen unterschiedliche Wohnnutzungen realisiert werden. Neben 

Geschosswohnungsbau vor allem entlang der WitzelstraBe, sind im südlichen Randbe­

reich des Plangebiets auch Stadtvillen sowie Stadthäuser geplant Dazu werden im 

Bebauungsplan insgesamt 7 allgemeine Wohngebiete ty\IA) ausgewiesen. Im Osten 

des Plangebiets im Eckbereich Johannes-Weyer-Straße I Witzelstraße sind bestehen­

de Gebäude mit gewerblicher Nutzung und sozialen Einrichtungen anzutreffen. Für 

diesen Bereich wird ein Mischgebiet (MI) festgesetzt 

Im Norden und Nordwesten des Plangebiets soll ein Puffer zwischen den westlich an­

grenzenden gewerblichen Nutzungen und der neuen Wohnbebauung geschaffen wer­

den. Deshalb werden in diesem Bereich eingeschränkte Gewerbegebiete (GEe) aus­

gewiesen, die das Wohnen nicht wesentlich stören. 

Zur Schaffung eines ruhigen Quartiers ist entlang der WitzelstraBe eine weitgehend 

geschlossene Blockrandbebauung vorgesehen. Zentral im Plangebiet befindet sich ein 

Quartiersplatz, der auch als Spielplatz genutzt werden soll. Eine weitere öffentliche 

Grünfläche mit Spielplätzen im Süden des Plangebiets ergänzt das Spielflächenange­

bot 

Die Hauptzufahrt zum neuen Wohngebiet befindet sich an der WitzelstraBe im nördli­

chen Plangebiet Die innere Erschließung erfolgt über eine zentrale Erschließungsach­

se als Stichstraße und davon ausgehende Stichwege. 

3. Ziele des Umweltschutzes im Gebiet 

Wichtige Umweltziele resultieren vor allem aus den fachgesetzlichen Grundlagen wie 

beispielweise dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), dem Bundesimmissions­

schutzgesetz (BimSchG), dem Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) und dem Was-
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serhaushaltsgesetz (WHG) sowie aus den fachplanarischen Grundlagen wie zum Bei­

spiel dem Landschaftsplan. 

Die Ziele des Umweltschutzes geben Hinweise zu anzustrebenden Umweltqualitäten 

im Planungsraum. Im Rahmen der Umweltprüfung dienen die Ziele als Maßstäbe für 

die Beurteilung der Auswirkungen der Planung und zur Auswahl geeigneter Vermei­

dungs- und Ausgleichsmaßnahmen für Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft. 

Für dieses Planverfahren fachlich relevante Planungen gibt es insbesondere auf den 

Gebieten Grünordnung, Stadtklima und Luftreinhaltung. 

Die grünplanerischen Empfehlungen des gesamtstädtischen Grünordnungsplans 2025 

"rheinverbunden" (GOP I) und des Grünordnungsplans für den Stadtbezirk 03 (GOP 11­

03) finden sich im Abschnitt .,Tiere, Pflanzen und Landschaft" und die Aussagen der 

stadtklimatischen Planungshinweiskarte Düsseldorf (2012) sind im Abschnitt ..Stadtkli­

ma" wiedergegeben. 

Der Luftreinhalteplan und das Szenario 2050 (Wege zur Umsetzung der Klimaschutz­

ziele) der Landeshauptstadt Düsseldorf umfassen jeweils das gesamte Stadtgebiet. Im 

Luftreinhalteplan sind zahlreiche Maßnahmen beschrieben, die geeignet sind, die Luft­

qualität insbesondere im hoch verdichteten Innenbereich der Stadt zu verbessern. Im 

Szenario 2050 hat sich Düsseldorf zum Ziel gesetzt, den Ausstoß an Kohlendioxid bis 

zum Jahr 2050 auf zwei Tonnen pro Jahr und Einwohner durch vielfältige Konzepte 

und Einzelprojekte zu begrenzen. Die Maßnahmen und Projekte dieser Konzepte be­

treffen nur zum Teil die Bauleitplanung. Dennoch wurde der Intention dieser Zielset­

zungen im Bebauungsplan durch die Ausweisung von öffentlichen Grünflächen und die 

Festsetzung von Begrünungsmaßnahmen, wie zum Beispiel der Begrünung von Dä­

chern, gefolgt 

4. Schutzgutbetrachtung 

Im Folgenden wird die Umwelt im Einwirkungsbereich des Vorhabens je Schutzgut be­

schrieben. Es werden die aus dem Festsetzungsumfang des Planes resultierenden 

Eingriffe dargestellt, die nachteiligen Umweltauswirkungen herausgearbeitet sowie 

mögliche Vermeidungsstrategien aufgezeigt 

4.1 Auswirkungen auf den Menschen 

a) Lärm 

Verkehrslärm 

Das Gebiet wird insbesondere im Norden durch die Straßen Auf'm Hennekamp und die 

Kopernikusstraße sowie im Nordosten durch die Witzelstraße mit Verkehrslärmimmis-
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sionen (Straße und StraßenbahntU-Bahn Linie 706, 704, U71, U73, U83) beeinträch­

tigt. Die Lärmbelastungen durch die südlich verlaufenden Johannes-Weyer- und Varn­

hagenstraße sowie die westlich verlaufende Himmelgeister Straße sind dagegen von 

untergeordneter Bedeutung. 

Nach der schalltechnischen Untersuchung (Peutz Consult GmbH: "Schalltechnische 

Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 03/003 Südwestlich Witzelstraße der Landes­

hauptstadt Düsseldorf', Bericht Nr. VB 6878-2.4 vom 06. 12.2016) werden für den 

Kreuzungsbereich Auf'm Hennekamp I Witzelstraße Beurteilungspegel von bis zu 73 

dB(A) am Tag und bis zu 66 dB(A) in der Nacht erreicht. Hier setzt der Bebauungsplan 

ein eingeschränktes Gewerbegebiet (GEe1) fest. Die Lärmbelastung entspricht in die­

sem Bereich dem Lärmpegelbereich VL Die schaUtechnischen Orientierungswerte der 

DIN 18005 für Gewerbegebiete (GE) von 65 dB(A) am Tag und 55 dB(A) in der Nacht 

werden somit um bis zu 8 dB(A) tags und 11 dB(A) nachts überschritten. 

Für das Mischgebiet (MI) entlang der Witzelstraße liegen die Beurteilungspegel stra­

ßenseitig bei bis zu 66 dB(A) am Tag und 60 dB(A) in der Nacht Die Lärmbelastung 

entspricht dem Lärmpegelbereich IV Die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 

18005 für MI von 60 dB(A) am Tag und 50 dB(A) in der Nacht werden um bis zu 6 

dB(A) am Tag und bis zu 10 dB(A) in der Nacht überschritten. 

Die höchsten Belastungen ergeben sich im Bereich der allgemeinen Wohngebiete 

(WA) im WA 7 an der Witzelstraße mit Beurteilungspegeln von bis zu 66 dB(A) am Tag 

und bis zu 59 dB(A) in der Nacht. Die Schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 

18005 für WA von 55 dB(A) I 45 dB(A) tags I nachts werden somit im Plangebiet von 

bis zu 11 dB(A) am Tag und 14 dB(A) in der Nacht überschritten. 

Bei Berechnung mit freier Schallausbreitung ergeben sich für die rückwärtig gelegenen 

Fassaden bzw. für die im inneren Plangebiet liegenden Gebäude und Freibereiche des 

WA 6 und WA 7 Überschreitungen der jeweiligen Orientierungswerte um bis zu 10 

dB(A) für tags und nachts. Mit Schallabschirmung der geplanten Bebauung werden im 

WA 7 die Orientierungswerte im Straßen abgewandten Bereich eingehalten. ln dem MI 

bzw. in den GEe ergeben sich mit Abschirmung ebenfalls deutliche Reduktionen der 

Belastungen. 

Lärmschutzmaßnahmen 

Aufgrund der Lärmbelastungen wird entlang der Witzelstraße eine geschlossene Rie­

gelbebauung festgesetzt. Darüber hinaus wird wegen der großen abschirmenden Wir­

kung der Baukörper entlang der Witzelstraße für das WA 7 eine bedingte Festsetzung 

getroffen, die sicherstellt, dass der maximal, als SchaUschutzmaßnahme dienende, Vl­

geschossige Gebäuderiegel entlang der Witzelslraße zuerst errichtet wird. 
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Für die im Bebauungsplan gekennzeichneten Fassaden werden erhöhte Anforderun­

gen an den baulichen Schallschutz gemäß DIN 4109 entsprechend bis Lärmpegelbe­

reich VI für die GEe bzw" entsprechend bis zu Lärmpegelbereich IV für die WA sowie 

das MI festgesetzt Zudem wird eine ausreichende Luftwechselrate bei geschlossenen 

Fenstern und Türen für Aufenthaltsräume von Wohnungen und Übernachtungsräumen 

(auch in Kindertagesstätten) ab dem Lärmpegelbereich IV und für Büro- und Unter­

richtsräume ab dem Lärmpegelbereich V festgesetzt Es wird empfohlen, auch für 

Wohnungen im Lärmpegelbereich IV auf eine lärmoptimierte Grundrissgestaltung zu 

achten" 

Darüber hinaus wird im Bebauungsplan aus Vorsorgegründen festgesetzt, dass Zufahr­

ten und Rampen von Tiefgaragen mit einer Schallschutzeinhausung zu versehen sind" 

Auswirkungen des Bebauungsplans auf die Schallsituation im Umfeld 

Mit der Umsetzung eines Vorhabens sind grundsätzlich auch Auswirkungen auf die 

schalltechnische Situation im Umfeld möglich" Maßgebliche Erhöhungen des Verkehrs­

lärms durch die Planung an Straßen in der Umgebung, insbesondere bei Überschrei­

tung der Pegelwerte von mehr als 70 dB(A) am Tag und 60 dB(A) in der Nacht, sind 

nach der Rechtsprechung in die Abwägung einzubeziehen. 

Grundsätzlich kann eine Gesundheitsgefährdung bei Außenlärmpegeln von über 70 

dB(AJ am Tage und über 60 dB(A) in der Nacht nicht ausgeschlossen werden. Auch 

wenn die Lärmsanierung an bestehenden Straßen bisher nicht geregelt ist, sieht die 

Rechtsprechung ein Verschlechterungsverbot für die Bauteilplanung vor" Unter Um­

ständen sind daher lärmmindernde Maßnahmen für den Bebauungsplan abzuwagen" 

Die planungsbedingten Zunahmen auf den Straßen im Umfeld des Vorhabens sind da­

her im schalltechnischen Gutachten für den Analyse-Ohne-Fall gegenüber dem Prog­

nose-Mit-Fall ermittelt worden. 

Für die Witzelstraße ergeben sich aufgrunddes durch das Bauvorhaben bedingten 

Ziel- und Quellverkehrs auf dem Teilstück zwischen der Planstraße A und der Straßen­

kreuzung Auf'm Hennekamp I Witzelstraße Erhöhungen der Emissionspegel von bis zu 

1,3 dB(A) tags und 1,1 dB(A) nachts. Für den Bere1ch südlich der Planstraße A liegen 

die Erhöhungen bei 0,2 dB(A) für tags I nachts" Für die übrigen Straßen ergeben sich 

Überschreitungen von < 0,1 dB(A) für tags I nachts" 

Bereits heute (Analyse-Ohne-Fall) werden die Grenzwerte für Lärmsanierungsmaß­

nahmen von 70 dB(A) am Tag und 60 dB(A} in der Nacht in weiten Teilen der Witzel­

straße, der Himmelgeister Straße. der Straße Am Steinberg und der Kopernikusstraße 

überschritten" Bei Umsetzung der Bebauungsplanung (Prognose-Mit-Fall) werden im 
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die Werte von 70 I 60 dB(A) für tags I nachts an keinem zusätzlichen Immissionsort er­

reicht. 

Die höchsten Beurteilungspegel ergeben sich für den Prognose-Mit-Fall an der Witzel­

straße 18 mit Beurteilungspegeln von 79 dB(A) am Tag und 73 dB(A) in der Nacht. Im 

Vergleich zur Nullprognose liegen nur marginale Pegelerhöhungen von 0,1 dB(A) tags I 

nachts vor. 

Bis auf das Gebäude Witzelstraße 46, bei dem eine Pegelerhöhung von 1 dB(A) tags I 

nachts zu verzeichnen ist, liegen insgesamt nur sehr geringe Änderungen der Ver­

kehrslänmimmissionen vor. Die marginalen Änderungen der planinduzierten Verkehre 

im Umfeld rechtfertigen in der Regel keine weitergehenden Lärmschutzkonzepte für die 

bestehende Bebauung im Rahmen der Bebauungsplanung. 

Gewerbelärm 

M1t der Planung wird im überwiegenden Teil des Plangebietes ein Gewerbegebiet 

durch Allgemeine Wohngebiete überplant Im Westen grenzt das Plangebiet an beste­

hende Gewerbe-, Einzelhandel- und Wohnnutzungen. Im Nordwesten grenzt das Plan­

gebiet direkt an eine Gewerbefläche (Auf'm Hennekamp 25). Im Nordosten und Süden 

grenzt das Plangebiet an bestehende Wohnnutzung. 

Faktisch wird durch die vorgelegte Planung eine Situation heranrückender Wohnbe­

bauung geschaffen. Daher muss untersucht werden, inwieweit für die Wohnbebauung 

gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewahrt werden oder inwieweit das bestehen­

de Gewerbe durch die heranrückende Wohnbebauung Einschränkungen ausgesetzt 

sein könnte. 

Im schalltechnischen Gutachten (Peutz Consult GmbH: "Schalltechnische Untersu­

chung zum Bebauungsplan Nr. 031003 .,Südwestlich Witzelstraße" der Landeshaupt­

stadt Düsseldorf, Bericht Nr VB 6878-2.4 vom 06.12 ..2016) wurden dazu die im direk­

ten Umfeld ansässigen Gewerbe- und Einzelhandelsbetriebe betrachtet: 

• Transportunternehmen, Himmelgeister Sir. 100 

• Dispersionsfarbenhersteller, Himmelgeister Str. 88 

• Einzelhandelsbetrieb, Himmelgeister Sir. 64a 

• Verschiedene Nutzungen (KFZ), Himmelgeister Str. 70 

• Tankstelle im Kreuzungsbereich Auf'm Hennekamp I Himmelgeister Straße 

• Gewerbegrundstück Auf'm Hennekamp 25, zur Zeit ohne Nutzung. 

Für das Grundstück Auf'm Hennekamp 25, für das zur Zeit weder eine baurechtliche 

Genehmigung für eine bestimmte gewerbliche Nutzung vorliegt, noch eine gewerbliche 

Nutzung ausgeübt wird - die bisherige Nutzung wurde aufgegeben - hat der Gutachter 

dte zulässigen Geräuschemissionen (Schallleistungspegel) enmittelt, die mit Rücksicht 
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auf die bestehende Wohnbebauung entlang der Straßen Auf'm Hennekamp und Wit­

zelstraße zulassig waren_ Dadurch konnte eine neue gewerbliche Nutzung des Grund­

stückes Auf'm Hennekamp 25 schalltechnisch simuliert und im Planverfahren berück­

sichtigt werden 

Im Ergebnis wurde festgestellt, dass die gewerblichen Immissionen zu Überschreitun­

gen der Orientierungswerte der DIN 18005 an der nördlichen und westlichen Baugren­

ze des WA 1 führen (tags bis zu 7 dB(A), nachts bis zu 5 dB(A))- Dieser Konflikt ist 

durch eine Vermeidung maßgeblicher Immissionsorte gernaß TA Lärm an den betroffe­

nen Fassaden lösbar. Im Bebauungsplan wird deshalb eine Festsetzung getroffen, wo­

nach entlang der nördlichen und westlichen Fassaden der Bebauung im WA 1 äffenba­

ren Fenster zu Aufenthaltsräumen nur zulässig sind, wenn auf Basis eines Fachgutach­

tens behördlich festgestellt wird, dass durch geeignete bauliche und sonstige techni­

sche Vorkehrungen 0,5 m vor dem geöffneten Fenster gernaß TA Lärm (1998) ein Be­

urteilungspegel von 40 dB(A) während der Nachtzeit und 55 dB(A) tags aus Gewerbe­

lärm nicht überschritten wird 

Des Weiteren wurde ermittelt. dass die an der westlichen Baugrenze des WA 7 festge­

stellten Überschreitungen der Orientierungswerte der DIN 18005 (tags bis 2 dB(A), 

nachts weniger als 1 dB(A)) durch die Errichtung der Gebäude im GEe 1 und GEe 2 

abgeschirmt wird. Von der Festsetzung einer Baureihenfolge wird jedoch abgesehen, 

da das maßgebliche Grundstück Aufm Hennekamp 25 brach liegt und damit keine tat­

sächlichen Gewerbelärmimmissionen auftreten. Aufgrund der Notwendigkeit von Bo­

densanierungsmaßnahmen ist kurz- bis mittelfristig auch mit keiner gewerblichen Wie­

dernutzung zu rechnen_ Langfristig ist aufgrund der städtebaulichen Lage hingegen ei­

ne Nachnutzung mit Wohnnutzung wahrscheinlich. 

Im GEe 2 ist eine Kindertagesstätte geplant Die Einzelheiten zur Realisierung der ge­

planten Kita werden in einem städtebaulichen Vertrag geregelt Im Rahmen des Bau­

genehmigungsverfahrens ist zu prüfen, ob zum Schutz der Außenspielflächen vor Ge­

werbelärmimmissionen gegebenenfalls eine Lärmschutzwand erforderlich sein wird_ 

b) Elektromagnetische Felder (EMF) 

Im Bebauungsplan sind zwei Standorte für Netzstationen zur Versorgung des neuen 

Quartiers mit Strom vorgesehen. Die beiden Standorte sind auf der Planzeichnung als 

"T rafostation" gekennzeichnet. 

Der Einwirkungsbereich von Niederfrequenzanlagen nach der Verordnung über elekt­

romagnetische Felder (26. BlmSchV) beschreibt den Bereich, in dem die Anlage einen 

sich signifikant von der Hintergrundbelastung abhebenden Immissionsbeitrag verur­

sacht. Nach den Hinweisen zur Durchführung der Verordnung über elektromagnetische 
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Felder (RdErl. des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Ver­

braucherschutz vom 09.11.2004) beträgt der Einwirkungsbereich von Netzstationen 

1 m um die Anlage. 

Ein Standort für eine Netzstation befindet sich nördlich des zentralen Quartiersplatzes 

im Straßenraum. Der Abstand von 1 m zur angrenzenden Wohnbebauung wird einge­

halten. 

Der zweite Standort für eine weitere Netzstation wird im Süden des Plangebietes im 

Baugebiet WA 5 östlich der öffentlichen Grünfläche festgesetzt. Auch in diesem Be­

reich wird der Abstand von 1 m zur angrenzenden Wohnbebauung in WA 5 eingehal­

ten. 

Für sensible Nutzungen, wie insbesondere Wohnnutzung und Kinderbetreuungseinrich­

tungen, ist aus Vorsorgegründen eine über diese Vorgaben hinausgehende Minimie­

rung von möglichen Strahlenbelastungen empfehlenswert Im Rahmen des Bauge­

nehmigungsverfahrens wurden die Standorte von geplanten Netzstationen im Hinblick 

auf mögliche Auswirkungen von elektromagnetischen Feldern auf sensible Nutzungen 

überprüft. 

c) Störfallbetriebsbereiche 

Nordwestlich an das Plangebiet direkt angrenzend befand sich ein Metallisierwerk, das 

als Störfallbetrieb gemäß Seveso-11-Richtlinie eingestuft war. Inzwischen wurde der Be­

trieb stillgelegt Der für die Einstufung relevante Störstoff (hier Chromsäure) wurde vom 

Grundstück entfernt, sodass der Status als Störfallbetrieb im Sinne der 12. Bundes­

Immissionsschutzverordnung (Störfallverordnung) entfallen ist 

Im Plangebiet und unmittelbar angrenzend sind keine weiteren Störfallbetriebsbereiche 

bekannt, die unter die Vorgaben der 12. Bundes-Immissionsschutzverordnung fallen. 

Alle bekannten außerhalb des Plangebietes gelegenen Störfallbetriebsbereiche sind für 

diese Planung nicht relevant. Die sogenannten "angemessenen Abstände" werden ein­

gehalten. 

d) Kinderfreundlichkeit 

Im Plangebiet besteht derzeit keine Versorgung mit öffentlichen Kinderspielflächen. 

Dies liegt an der bisher ausschließlich gewerblichen oder industriellen Nutzung. Die 

Umgebung ist durch die stark befahrenen Straßen Auf'm Hennekamp und Witzelstraße 

sowie durch Blockrandbebauung geprägt Die nächstgelegenen Kinderspielplätze be­

finden sich nördlich in über 400 m Luftlinie Entfernung (Spieloase Brunnenstraße und 

Krnderspielplatz Dagobertstraße). Südöstlich liegt die Grünfläche Moorenplatz mit klei­

nem Spielangebot Diese Kinderspielplätze können für die Versorgung des Plangebie­
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tes nicht herangezogen werden. Die Witzelstraße und Aufm Hennekamp stellen Barrie­

ren dar, die für Kinder aus dem zukünftigen Wohngebiet nicht gefahrlos zu queren sind 

Außerdem sind die Fußwegentfernungen zu den Plätzen zu groß. 

Im Plangebiet werden zur Versorgung mit öffentlichen Kinderspielplätzen zwei öffentli­

che Gnünflächen mit einer Gesamtfläche von 3.178 m2 ausgewiesen. Der mittige Quar­

tiersplatz mit 940 m2 Fläche besitzt Spielangebote für kleinere Kinder ab 3 Jahren und 

bietet zusätzlich Sitz- und Aufenthaltsmöglichkeiten. Am südlichen Rand des Plange­

biets liegt eine zweigeteilte Spielfläche mit insgesamt 2.238 m2 Fläche zur Deckung 

des Bedarfs für jüngere Schulkinder bis 12 Jahren. Aus kriminalpräventiven Gründen 

sind für den Ausbau und die öffentliche Nutzung dieser öffentlichen Grünfläche mit 

Spielplatz zwei Bauabschnitte vorgesehen (vgl. Kap. 4.1 e)). 

Nach § 6 Bauordnung NRW und Spielplatzsatzung der Landeshauptstadt Düsseldorf 

sind private Kinderspielflächen für Kleinkinder für Mehrfamilienhäuser ab 3 Wohnein­

heilen nachzuweisen. Der Bedarf beträgt 5 m2 je Wohneinheit. Der differenzierte 

Nachweis für die privaten Kinderspielflächen erfolgt im jeweiligen Baugenehmigungs­

verfahren. Wegen der unmittelbaren Nähe zu den beiden öffentlichen Kinderspielplät­

zen (zentraler Quartiersplatz und Spielplatz Süd) sind bei Bedarf Ausnahmen nach § 6 

der Spielplatzsatzung möglich Näheres erläutert der Grünordnungsplan. 

Im GEe 2 ist eine Kindertagesställe (Kita) vorgesehen. Die notwendigen Regelungen 

zur Realisierung der Kita werden im städtebaulichen Vertrag getroffen. 

e) Städtebauliche Kriminalprävention 

Folgende Empfehlungen sind von der Projektgruppe "Städtebauliche Kriminalpräventi­

on" im Rahmen ihrer Stellungnahme ausgesprochen worden: 

• möglichst weitgehender Verzicht auf öffentliche Grünflächen zugunsten privater 

Gärten, 

• Grünflächen in Höfen von Wohnanlagen (Wohnhöfe) sollten durch eine klare Ab­

trennung nur den Bewohnern zugänglich sein, 

• übersichtliche Gestaltung öffentlicher Grünflächen (z.B. niedrige Hecken, hoch­

stämmige Bäume) und 

• ausreichende Beleuchtung der Wege und Stellplätze in der Nacht. 

Insbesondere wurde darauf hingewiesen, dass der westlich gelegenen Teilflache von 

der zweigeteilten Spielfläche am südlichen Rand des Plangebiets durch die angren­

zende gewerbliche Nutzung und die räumliche Enge die soziale Kontrolle fehlt. Aus 

diesem Grund wird der Ausbau in zwei Bauabschnitten geplant: Die 1.169 m2 große 

Teilflache südlich des WA 3 I 4 wird parallel zur Realisierung der Wohngebiete herge­

stellt. Der Ausbau und eine öffentliche Nutzung der westlich angrenzenden 2. Teilfläche 
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(1.069 m2 
) erfolgen aus kriminalpräventiven Gründen erst dann, wenn die Ränder 

durch eine städtebauliche Entwicklung geöffnet werden, z. B. nach einer Nutzungsände­

rung in Wohnbebauung. Die beiden Teilflächen werden durch einen Zaun mit Toranla­

ge voneinander abgegrenzt 

Weitere Aspekte baulicher Kriminalprävention wie die Art der Beleuchtung und Be­

pflanzung werden überwiegend nicht im Rahmen der Bebauungsplanung sondern in 

den jeweiligen Baugenehmigungsverfahren geregelt 

f) Belichtung 

Zur Schaffung gesunder Wohnverhältnisse ist die gegenseitige Verschaltung innerhalb 

eines Baugebietes zu vermeiden und eine ausreichende Versorgung von Innenräumen 

mit Tageslicht zu gewährleisten. Ergänzend zur Abstandflächenregelung der Bauord­

nung (BauO NRW) wird hierzu die DIN 5034-1 (Tageslicht in Innenräumen- Allgemeine 

Anforderungen) hllfswe1se als Beurteilungsmaßstab herangezogen (Eine Wohnung gilt 

als ausreichend besonnt, wenn am 17. Januar in ihr mindestens ein Wohnraum 1 

Stunde besonnt wird). 

Die ausreichende Belichtung/ Besonnung sämtlicher Wohnungen wird im Rahmen des 

Baugenehmigungsverfahrens berücksichtigt. 

4.2 Natur und Freiraum 

a) Bodennutzung I Versiegelung 

Das Plangebiet ist derzeit überwiegend bebaut und versiegelt. Insgesamt beträgt der 

Versiegelungsgrad im Plangebiet derzeit ca. 60 %. Weitere 20 o/o der Flächen im Be­

stand sind als teilversiegelt einzustufen. Durch die im Rahmen der Bebauungsplanung 

festgesetzten Grundflächenzahlen in den Baugebieten wird im Vergleich zu den derzei­

tigen Baurechten die für Versiegelungen zur Verfügung stehende Fläche zukünftig ab­

nehmen. Insgesamt wird der Versiegelungsgrad im Plangebiet voraussichtlich um ca. 

20 % abnehmen, wovon ca. 13 % teilversiegelt sind. 

Der ruhende Verkehr ist hauptsächlich in Tiefgaragen vorgesehen, die den einzelnen 

Baugebieten zugeordnet werden. Da die genaue Lage und Ausdehnung der Tiefgara­

gen und damit auch die Möglichkeiten zur Anlage von Vegetationsflächen auf unbebau­

ten Tiefgaragendecken zum derzeitigen Stand der Planung noch nicht feststanden, 

konnten teilversiegelte begrünte Flächenanteile von Tiefgaragendecken nicht mit in die 

Versiegelungsbilanz aufgenommen werden. 

Stand: l2(H2017 



- 40­

Versieaelunasbilanz 

versiegelt 
(m') 

% teilversie­
gelt (m') 

% unversie­
gelt (m') 

% Summe 
(m'l 

Bestand 24.100 60 8.000 20 8.000 20 40.100 
Planung 21.100 53 3.000 7 16.000 40 40.100 
%-Bilanz -7 -13 +20 

b) Tiere, Pflanzen und Landschaft 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurden zur Beurteilung der umweltrelevan­

ten Belange Grünordnung, naturschutzrechtliche Eingriffsregelung, Baumschutzsat­

zung und Artenschutz folgende Fachgutachten erstellt: 

• Grünordnungsplan (Normann: "Bebauungsplan Nr. 031003 Südwestlich Witzel­

straße. Grünordnungsplan (GOP 111)" vom 22.11.2016)" 

• Artenschutzrechtliche Prüfung (Normann I Henf: "Artenschutzrechtlicher Fachbei­

trag zur Artenschutzrechtlichen Prüfung, erweiterte artenschutzrechtliche Ein­

schätzung und faunistische Kartierungen" vom 22.11.2016). 

Um Wiederholungen zu vermeiden, werden nachfolgend die Ergebnisse der Gutachten 

und die Maßnahmen zusammenfassend beschrieben: 

Bestandsbeschreibung I Biotoptypen 

Das Plangebiet liegt außerhalb des Geltungsbereichs des Landschaftsplans. Schutz­

gebiete nach der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie oder Vogelschutzgebiete nach der EG­

Vogelschutzrichtlinie sind weder direkt noch im Umfeld betroffen. Geschützte Biotope 

nach § 42 Landesnaturschutzgesetz NRW bzw. § 30 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatschG) sind nicht vorhanden. Der gesamtstädtische Grünordnungsplan 2025 

"rheinverbunden" (GOP I) sowie der Grünordnungsrahmenplan für den Stadtbezirk 03 

(GOPII-03) treffen für das Plangebiet selbst keine Aussagen. Im GOPII-03 ist unmittel­

bar südlich angrenzend ein geplanter Spielplatz dargestellt 

Im Plangebiet existiert nur ein geringer Anteil an ökologisch wertvollen Biotoptypen. Es 

handelt sich um Baumgruppen, Einzelbäume, Strauchgruppen aus heimischen Gehöl­

zen und Brachflächen mit beginnender Sukzession. Im nördlichen Teilgebiet steht eine 

Baumgruppe aus älteren Birken, Ahorn und Kastanien. An der Witzelstraße im Bereich 

der ehemaligen Werkszufahrt stehen 4 Linden und die großkronige Platane als Solitär­

baum. Am südlichen Rand des Plangebietes im Eckbereich an der Varnhagenstraße 

stehen ältere Kastanien sowie ein nicht mehr erhaltenswerter Bergahorn. Der einzige 

flächige Gehölzbestand befindet sich in einer durch eine Toranlage vom übrigen Ge­

lände abgegrenzten Dreiecksfläche. Es handelt sich um jüngeren Bestand aus Hainbu­

che, Ahorn, Vogelkirsche, Pappel, Blutbuche, Eiche, Walnuss und Kastanie. 
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Ansonsten dominiert der Anteil an versiegelten Flächen mit Gebäuden, Industriehallen 

und Verkehrsflächen sowie teilversiegelte Lagerflächen ohne oder mit nur geringer öko­

logischer Wertigkeit. 

Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

Bei jeder Aufstellung, Ergänzung oder Aufhebung eines Bauleitplanes ist zu prüfen, ob 

durch die beabsichtigten Festsetzungen des Bebauungsplanes Eingriffe in Natur und 

Landschaft im naturschutzrechtlichen Sinn vorbereitet werden. Die Aufstellung des Be­

bauungsplanes Nr. 031003 führt bei der späteren Umsetzung von Vorhaben nicht zu 

erheblichen Eingriffen im Sinne der Definition des § 14 BNatSchG. 

Das Plangebiet ist durch Gebäude und Fahr- und Lagerflächen zu ca. 80 o/o (teil-) ver­

siegelt. Grünflächen mit Gehölz- und Baumbeständen befinden sich nur in Randlagen 

auf ca 5 % des Plangebietes, und ca 9 % entfallen auf den Biotoptyp .Extensivrasen I 

Industriebrache mit Vegetation". Die ökologische Eingriffs- I Ausgleichsbilanz kommt zu 

einem ausgeglichenen Ergebnis. Die Vegetationsverluste können durch Neupflanzun­

gen in den zukünftigen Verkehrsflächen, öffentlichen Grünflächen, den Grünflächen in 

den Baugebieten sowie die Begrünung der baulichen Anlagen (extensive Dachbegrü­

nung} ausgeglichen werden. 

Nach § 1 a Abs. 3 Satz 5 Baugesetzbuch ist ein Ausgleich nicht erforderlich, soweit die 

Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung zulässig waren. Im Plangebiet be­

steht Baurecht nach dem Bebauungsplan Nr. 54741036 und nach§ 34 BauGB. Auch 

rechtlich besteht damit keine Ausgleichspflicht, da mit dem Bebauungsplan nicht erst­

malig Baurecht geschaffen wird und vergleichbare Eingriffe aufgrund der baurechtli­

ehen Beurteilung bisher schon zulässig waren. 

Baumschutzsatzung 

Unter die Bestimmungen der Düsseldorfer Baumschutzsatzung fallen alle Bäume mit 

einem Stammumfang von 80 cm bzw. 50 cm bei mehrstämmigen Bäumen, gemessen 

in 1 m Höhe über dem Boden. Ausgenommen sind nur Obstbäume. 

Der Baumbestand innerhalb des Plangebietes wurde im .Lageplan der Vegetations­

und Nutzungsstrukturen" zum GOP 111 und im Textteil unter Kapitel 5.5 zeichnerisch 

und in einem Baumkataster aufgenommen. Die Beurteilung der Vitalität erfolgte mit ei­

ner 3- stufigen "Ampelbewertung" (gesund, mittelstark geschädigt, stark geschädigt}. 

Kartiert wurden insgesamt 111 Bäume aus 14 Gattungen, von denen 76 Bäume sat­

zungsgeschützt sind. 

Als stadtbildprägend und besonders erhaltanswert wird die Platane an der Witzelstraße 

beurteilt ( Baumkataster Nr. 58). Die Platane wird in die öffentliche Verkehrsfläche zu­
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sammen mit einer Linde als "Baumtor" integriert. Ein fachgerechter Kronenrückschnitt 

an der Grenze zum GEe 1 wurde bereits durchgeführt. Im Bereich der öffentlichen 

Grünfläche im Süden des Plangebietes bleiben jüngere und ältere Baumgruppen erhal­

ten. 

Von den insgesamt 111 im Plangebiet kartierten Bäumen entfallen 58, davon sind 51 

satzungsgeschützt Durch die grünordnerischen Maßnahmen und Festsetzungen zur 

Bepflanzung wird der Wertersatz für die 51 zu fällenden satzungsgeschützten Bäume 

im Plangebiet erreicht. Es erfolgen mindestens 102 Neupflanzungen: 

- innerhalb der Planstraßen 33 Laubbäume 

- innerhalb der öffentlichen Grünflächen 12 Laubbäume 

- innerhalb der Baugebiete 57 Laubbäume. 

Grünordnerische Maßnahmen 

Die starke Durchgrünung der Baugebiete und die Begrünung der baulichen Anlagen er­

folgt mit folgenden Zielen: 

- Schaffung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

- Gestaltung des Ortsbildes und Einbindung in die Umgebung 

- stadtökologische Gründe 

- Umsetzung der Maßnahmenvorschläge aus der Artenschutzprüfung 

Zusätzlich zum Erhalt einiger Bäume erfolgt die Begrünung mit neu angelegten öffentli­

chen und privaten Gnünflächen sowie mit umfangreichen Baumpflanzungen in den öf­

fentlichen Verkehrsflächen. Hohe Begrünungsanteile wirken sich positiv auf die stadt­

ökologischen Funktionen, w1e z.B. Staubbindung, Rückhaltung von Niederschlagswas­

ser, Verbesserung der mikroklimatischen Situation oder Schaffung von Ersatzlebens­

räumen für spezialisierte Tier- und Pflanzenarten aus. Die Grünflächen und Straßen mit 

Bäumen stellen wichtige gliedernde und belebende Elemente dar. Die geplanten 

Pflanzmaßnahmen in den öffentlichen Grünflächen und die Straßenbaumpflanzungen 

sind im Grünordnungsplan beschrieben. Die Umsetzung der Pflanzmaßnahmen wird 

über einen städtebaulichen Vertrag sichergestellt. 

Für die Baugebiete werden im Bebauungsplan folgende textliche Festsetzungen zur 

Bepflanzung und zur Begrünung von baulichen Anlagen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB 

getroffen: 

- Die nicht überbauten Grundstücksflächen aller Baugebiete sind zu bepflanzen. Für 

die WA, das MI und die GEe wird eine Pflanzquote für mitlelgroßkronige Laubbäume 

festgelegt üe 250 m• ein Baum). Im Grünordnungsplan sind für die Baugebiete Pflan­

zenlisten für Bäume, Hecken und Kletterpflanzen angegeben. 
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- in allen Baugebieten sind Flachdächer extensiv zu begrünen. Die Stärke der Vegeta­

tionstragschicht muss mindestens 10 cm zuzüglich Drainschicht betragen. 

- Tiefgaragendecken oder unterirdische Gebäudeteile sind mit einer mindestens 60 cm 

starken Bodensubstratschicht zuzüglich einer Drainschicht fachgerecht zu überdecken 

und für die vorgesehrtebenen Baumpflanzungen (mittelgroßkronige Laubbäume) ist die 

Stärke der Bodensubstratschicht auf 100 cm zuzüglich einer Drainschicht zu erhöhen. 

Um die Wuchs- und Standortbedingungen für die Baumpflanzungen und die Standfes­

tigkeit bei Sturmereignissen zu verbessern, sind Je Baumpflanzung mindestens 25 m' 

durchwurzelbares Baumsubstrat gemäß der FLL-Richtlinie für die Planung, Ausführung 

und Pflege von Dachbegrünungen (FLL, Ausgabe 2008) nachzuweisen. 

- Müllentsorgungseinrichtungen sind mit Hecken oder Kletterpflanzen einzugrünen. 

ln den Hinweisen zum Bebauungsplan wird der Artenschutz, der Grünordnungsplan als 

begleitender Fachplan und die FLL-Richtlinie als Vorschrift für die Dach- und Tiefgara­

genbegrünung aufgeführt. Die FLL -Richtlinie gilt als Stand der Technik für die Begrü­

nung baulicher Anlagen und sichert bei fachgerechter Anwendung die Dauerhaftigkeit 

der Begrünungsmaßnamen. 

c) Artenschutzrechtliche Prüfung 

Die artenschutzrechtliche Prüfung (ASP) erfolgte nach der vom Ministerium für Klima­

schutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW (MKULNV) vor­

geschriebenen "Verwaltungsvorschrift Artenschutz" (MKULNV 201 0). Nach Auswertung 

der Vorprüfung (Stufe I), in der das potenziell betroffene Artenspektrum auf der Basis 

vorhandener Daten und einer Ortsbegehung diskutiert wurde, folgte eine ergänzende 

faunistische Kartierung der Artengruppen Fledermäuse und Vögel (Stufe II). Durch den 

Abbruch der vorhandenen Gebäude gehen potentielle Gebäudequartiere verloren und 

der Neubau von Wohngebieten und die Erschließung verursachen Eingriffe in Baum­

und Strauchbestand und in Brachflächen mit beginnender Sukzession. Die Umsetzung 

der Baufeitplanung könnte damit Auswirkungen auf besonders und streng geschützte, 

in NRW sogenannte planungsrelevante Arten haben (MUNLV 2008). 

Kartiert wurden 21 besonders geschützte europäische Vogelarten, wovon aber nur der 

Wanderfalke als in NRW planungsrelevante Art gilt. Der Wanderfalke wurde ohne kon­

kreten Bezug zum Plangebiet nur überfliegend beobachtet. Nach dem Prüfprotokoll zur 

ASP sind für den Wanderfalken keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände zu 

erwarten und keine Vermeidungsmaßnahmen notwendig. 

Die nächtlichen Detektor- und Horchboxkartierungen erbrachten Nachweise der Rau­

haut- und der Zwergfledermaus. Die Rauhautfledermaus wurde lediglich im September 

durchziehend nachgewiesen. Zwergfledermäuse sind im Untersuchungsgebiet regel-
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mäßig und anhaltend jagend auch in kleineren Gruppen kartiert worden. Insbesondere 

werden die Gehölzstrukturen am Nord· und Südrand des Untersuchungsgebiets bejagt. 

Günstige Quartiere sind in und an den aufgelassenen Gebäuden des Untersuchungs­

gebiets aber auch in dessen Umfeld zu vermuten. Gebäude- (Zwergfledermaus) und 

Baumhöhlenquartiere (Rauhautfledermaus) konnten allerdings bei den durchgeführten 

Begehungen nicht belegt bzw. nachgewiesen werden. 

Bei Umsetzung der Bebauungsplanung verlöre die lokale Zwergfledermaus-Population 

ein günstiges. tradiertes Jagdrevier und vermutete Gebäudequartiere. Die Rauhautfle­

dermaus wäre durch den Verlust von einem auf dem Durchzug genutzten Nahrungsha­

bitat und dem potenziellen Verlust von Baumhöhlenquartieren betroffen. 

Nach den Prüfprotokollen zur ASP befinden sich beide Fledermausarten in NRW in ei­

nem günstigen Erhaltungszustand und artenschutzrechtliche Verbolstatbestände wer­

den unter Berücksichtigung von Vermeidungsmaßnahmen durch die Planung nicht 

ausgelöst. Diese gutachterliehe Einschätzung wird durch die Untere Landschaftsbehör­

de der Landeshauptstadt Düsseldorf (ULB) geteilt. Der vorübergehende Teilverlust ei­

nes Jagdreviers durch die Entfernung von Bäumen und Gehölzen und von potenziellen 

Gebäude- und Baumhöhlenquartieren führt zu keiner Verschlechterung des Erhal­

tungszustandes der lokalen Zwergfledermauspopulation oder der durchziehenden 

Rauhautfledermaus. 

Vermeidungsmaßnahmen• 

Im Bebauungsplan wird der Einbau von Fassadenquartieren für Fledermäuse festge­

setzt, die als Ersatzquartiere dienen sollen. Die im Bebauungsplan festgesetzten Be· 

grünungsmaßnahmen bieten nach Durchführung der Bebauungsplanung ebenfalls 

neue Lebensräume. 

Weiterhin wird in den Bebauungsplan ein Hinweis aufgenommen, dass aufgrund des 

vermuteten Vorkommens von Gebäudequartieren von Fledermäusen vor Abbruchmaß­

nahmen die baulichen Anlagen in Abstimmung mit der Unteren Landschaftsbehörde 

durch einen Fachgutachter auf mögliche Gebäudequartiere zu untersuchen sind. Zur 

Einhaltung des Tötungsverbotes gemäß§ 44 Abs. 1 BNatSchG dürfen Abbruch· und 

Rodungsmaßnahmen nur im Zeitraum von Anfang Dezember bis Ende Februar durch­

geführt werden. 

Generell darf die Beseitigung von Gehölzen nur außerhalb der gesetzlichen Schutzfrist 

in den Wintermonaten von Oktober bis Ende Februar erfolgen ( § 39 Abs. 5 Nr. 2 

BNatschG). 

Des Weiteren ist ein Schutz vorhandener zu erhaltender Baumbestände. eine ökologi· 

sehe Baubegleitung sowie ggf. ein rechtzeitiges Aufhängen von künstlichen Höhlen­
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quartieren (zum Beispiel Vogel- und Fledermauskästen) vor Beginn von Fäll- und Ab­

bruchmaßnahmen erforderlich. Diese Maßnahmen werden im Rahmen des Bauge­

nehmigungsverfahrens oder der Erschließungsplanung geregelt. 

4.3 Boden 

a) Altablagerungen (AA) im Umfeld des Plangebietes 

Im Umfeld des Plangebietes befinden sich die Altablagerungen (AA) mit den Kataster­

Nm.: 59, 61, 64, 129, 292 und 293 sowie die kleinräumige Verfüllung mit der Kataster­

Nr.: 345. Aufgrund des Abstandes zum Plangebiet und der im Rahmen des Bodenluft­

messprogramms durchgeführten Untersuchungen kann eine Beeinträchtigung der 

Planfläche durch Gasmigration ausgeschlossen werden. 

Des Weiteren befindet sich der als Altablagerung erfasste Lärmschutzwall mit den Ka­

taster-Nr.: 493 im Umfeld des Plangebietes. Da es sich bei dem Lärmschutzwall um ei­

ne unversiegelte, oberflächliche Anschüttung handelt, ist eine Beeinträchtigung des 

Plangebiets durch Gasmigration nicht zu befürchten. 

b. Altablagerungen (AA) im Plangebiet 

Im Plangebiet befinden sich keine Altablagerungen. 

c. Altstandorte (AS) im Plangebiet 

Im Plangebiet befinden sich die Altstandorte (Flächen mit gewerblicher oder industriel­

ler Vornutzung) mit den Kataster-Nm.: 8624 (teilweise) und 8746. 

AS 8624 (teilweise): 

Im nördlichen Bereich des Plangebietes befindet sich das Flurstück 36, welches zu­

sammen mit dem nordwestlich an das Plangebiet angrenzenden Grundstück Auf'm 

Hennekamp 25 (Flurstück 121) als Altstandort unter der Kataster-Nr.: 8624 erfasst ist. 

Das Grundstück war von 1899 bis ca. 1965/67 das Betriebsgelände einer Silberwaren­

fabrik. Von 1967 bis Ende 2014 befand sich dort ein Galvanikbetrieb (Metallisierwerk). 

Im Rahmen von noch laufenden Boden- und Grundwasseruntersuchungen wurden auf 

dem Grundstück Auf'm Hennekamp 25 bereits mehrere Eintragsstellen für Chrom und 

perfluorierte Tenside (PFT) festgestellt. Auf dem im Plangebiet liegenden Flurstück 36 

ist allerdings keine altlastenrelevante Vornutzung bekannt, sodass an dieser Stelle nut­

zungsbedingte Verunreinigungen ausgeschlossen werden können. Der Altstandort ist 

in der Planzeichnung gekennzeichnet. 
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AS 8746: 

Das Grundstück Witzelstraße 55 wurde von 1887 bis 1999 durch die Firma Schloe­

mann-Siemag (SMS) AG & Co. oHG gewerblich genutzt Aufgrund der gewerblichen 

Vornutzung (Maschinenbau, Betriebstanksteile für den Eigenbedarf) ist das Grundstück 

als Altstandort unter der Kataster-Nr.: 8746 erfasst Seit der Betriebseinstellung 1999 

befindet sich keine Nutzung mehr auf dem Grundstück. 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurden eine Nutzungsrecherche und eine 

Gefährdungsabschätzung für das Grundstück durchgeführt (Dr. Tillmanns Consulting 

GmbH: "Nutzungsrecherche für das Betriebsgelände der Firma SMS Hasenclever, an 

der Witzelstraße 55 in Düsseldorf vom 15.10 2014 sowie Dr. Tillmanns Consulting 

GmbH: "Gefährdungsabschätzung für das Betriebsgelände der Firma SMS Hasencle­

ver an der Witzelstraße 55 in Düsseldorf' vom 12.03.2015). Das Grundstück ist flächig 

aufgefüllt worden. Die Auffüllungen erreichen insgesamt Mächtigkeilen zwischen 0,15 

und 3,4 m. Das Auffüllungsmaterial besteht aus Boden mit wechselnden Seimengun­

gen von Aschen, Schlacken, Bauschutt und anderen Nebenbestandteilen (Dachpap­

pen, Glas, Kohle. Schwarzdecken, Holz). 

Aufgrund der gewerblichen Vornutzung ist es in Teilbereichen des Grundstücks zu nut­

zungsbedingten Bodenverunreinigungen mit Mineralölkohlenwasserstoffen (MKW) ge­

kommen. Diese beschränken sich auf den ungesättigten Feststoffbereich. Ein MKW­

Schaden reicht bis in den Grundwasserschwankungsbereich. Auffälligkeilen im Eluat 

wurden nicht festgestellt 

Im Grenzbereich zum Grundstück Aufm Hennekamp 25 wurden nutzungsbedingte 

Chrom-Verunreinigungen des Bodens in den Eluatuntersuchungen bis in den Grund­

wasserschwankungsbereich festgestellt ln einer Sondierung wurden zudem erhöhte 

Chrom-Gehalte im Feststoff nachgewiesen. Die Chrom-Verunreinigungen sind auf 

mehrere Eintragstellen auf dem benachbarten Grundstück Auf m Hennekamp 25 (AS 

8624, ehemaliger Galvanikbetrieb) zurückzuführen. 

Zudem wurden auf dem Grundstück Witzelstraße 55 auffüllungsbedingte Bodenverun­

reinigungen im Feststoff des ungesättigten Bereichs mit polyzyklischen aromatischen 

Kohlenwasserstoffen (PAK I B(a)P) sowie Schwermetallen (Blei, Arsen, Nickel) festge­

stellt Bei einem PAK-Schaden wurden zudem erhöhte Naphtalin-Gehalte im Eluat 

nachgewiesen. 

Zur Sicherstellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse sind die auskartierten 

Schadensbereiche (nach dem Rückbau der aufstehenden Gebäude und Aufnahme der 

Versiegelungen) mittels Aushub zu beseitigen. Die dazu elforderliehen Bodensanie­
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rungsmaßnahmen werden in einem öffentlich-rechtlichen Sanierungsvertrag zwischen 

dem Investor und der Landeshauptstadt Düsseldorf verbindlich geregelt 

Der Altstandort rst in der Planzeichnung gekennzeichnet 

4.4 Wasser 

a) Grundwasser 

Entsprechend der Stadt Düsseldorf, Umweltamt, vorliegenden Erkenntnissen liegen die 

höchsten gemessenen Grundwasserstände für das Plangebiet bei 31,47 m ü. NN (Pe­

gel Nr. 01015). 

Der für 1926 für eine Phase bisher höchster Grundwasserstände in weiten Teilen des 

Stadtgebietes ermittelte Grundwasserstand liegt bei 32 bis 32,5 m ü. NN. 

Eine systematische Auswertung der seit 1945 bis 2007 im Stadtgebiet gemessenen 

Grundwasserstände zeigt für den Bereich des Plangebietes bei einer Geländehöhe von 

36,3 bis 37,1 m. ü. NN einen minimalen Grundwasserflurabstand von 3 bis > 5 m. 

Grundwassertemperatur 

Die mittlere Grundwassertemperatur liegt im Plangebiet bei 14,3 'C. Im Umfeld liegt die 

mittlere Grundwassertemperatur bei 14,2 •c, also in einer gleichen Größenordnung. 

Grundwasserbeschaffenheit 

Auf dem Grundstück Aufm Hennekamp 25 (AS 8624) gibt es eine tiefreichende Verun­

reinigung des Untergrunds mit Chrom und perflourierten Tensiden (PFT) bis in den ge­

sättigten Bereich. Von den Bodenverunreinigungen geht eine großflächige Grundwas­

serverunreinigung aus. Die Chrom-Verunreinigung im Grundwasser erstreckt sich mit 

der Grundwasserfließrichtung nach Nordwesten bis zum Rhein in etwa 2,4 km Entfer­

nung. Die PFT-Verunreinigungsfahne ist deutlich kürzer und reicht knapp 500 m über 

das Grundstück hinaus. 

Erne Quellensanrerung wurde bisher nicht durchgeführt. Seit 2009 erfolgt eine hydrauli­

sche Sicherung des Grundwasserabstroms an der Grundstücksgrenze durch die Sanie­

rungspflichtigen. Einen "Abriss" der Fahne an der Grundstücksgrenze gibt es jedoch 

noch nicht Die hydraulische Sicherung ist mittels eines öffentlich-rechtlichen Vertrags 

geregelt 

Da sich das Plangebiet im Grundwasserzustrom des Grundstücks Auf'm Hennekamp 

25 befindet, sind die Auswirkungen für das Plangebiet eher gering. An zwei Stellen ragt 

die auf dem Grundstück Auf'm Hennekamp 25 vorliegende Bodenverunreinigung in den 

Bereich des Plangebietes. Zur Sicherstellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

und zur Gewährleistung des Grundwasserschutzes werden die Sanierung dieser bei-
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den Bereiche durch Aushub in einem öffentlich-rechtlichen Sanierungsvertrag zwischen 

dem Investor und der Landeshauptstadt DOsseidorf verbindlich geregelt. 

b) Niederschlags- und Schmutzwasserbeseitigung 

Da das Plangebiet nicht erstmals bebaut, befestigt oder an die öffentliche Kanalisation 

angeschlossen wird, finden die Bestimmungen des § 44 Abs. 1 Landeswassergesetz 

(LWG) keine Anwendung. Die abwassertechnische Erschließung ist überdie vorhan­

dene Mischwasserkanalisation, die im Einzugsbereich der Kläranlage DOsseidorf-Süd 

liegt, sichergestellt 

c) Oberflächengewässer 

Im Plangebiet befinden sich keine Oberflächengewässer. Die Innere Südliche Düssel 

verläuft nördlich des Plangebietes in rund 400 m Entfernung. 

d) Wasserschutzgebiete 

Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines Wasserschutzgebietes. Südlich, außerhalb 

des Plangebiets, grenzt die Wasserschutzzone (WSZ) 111 B Flehe an. 

e) Hochwasserbelange 

Das Plangebiet liegt nicht in einem durch Verordnung vorläufig gesicherten oder fest­

gesetzten Überschwemmungsgebiet Durch Rechtsverordnung werden innerhalb von 

Risikogebieten mindestens die Gebiete festgesetzt, bei denen statistisch einmal in 100 

Jahren ein Hochwasserereignis zu erwarten ist 

Nach den von der Bezirksregierung Dosseidorf erstellten Hochwassergefahrenkarten 

würde das gesamte Plangebiet bei einem Extremereignis am Rhein (1000-jährliche 

Eintrittswahrscheinlichkeit) überflutet werden. 

Gesetzliche Restriktionen bezüglich der Bebaubarkeil ergeben sich aus dem vorge­

nannten Szenario nicht Dieser Hinweis dient als Information über mögliche Hochwas­

sergefahren und vor zu erwartendem Hochwasser für die Betroffenen in diesem Gebiet 

(§ 79 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG)). 

4.5 Luft 

a) Lufthygiene 

Vorbemerkung 

Das aktuelle Plangebiet wurde im Laufe des Planverfahrens verkleinert, insbesondere 

ist die Begrenzung des Plangebietes im Norden über die Straße Auf'm Hennekamp 

entfallen. Dies war der einzige Straßenabschnitt mit etwaigen Grenzwertüberschreitun-
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gennach 39 Bundesimmissionsschutzverordnung (39. BlmSchV) im Planzustand. Auf 

dieser Grundlage wurde damals ein lufthygienisches, mikroskaliges Ausbreitungsgut­

achten gefordert und vorgelegt (Peutz Consult GmbH: "Luftschadstoffuntersuchung 

zum Bebauungsplan Nr. 03/003 Südwestlich Witzelstraße in Düsseldorf', VB 6878-3 

vom 30.06.2014). 

Mit der Verkleinerung des Plangebietes entfällt nun das Erfordernis des Gutachtens. 

Gleichwohl bestätigt das vorgelegte Gutachten die deutliche Einhaltung der Grenzwerte 

für Feinstaub (PM10) und Stickstoffdioxid (N02) an den neuen Plangebietsgrenzen so­

wie in der Fläche des Plangebietes. 

Es ist davon auszugehen, dass die Berechnungsergebnisse, würde man sie aktualisie­

ren, noch günstiger ausfallen würden als damals. ln diesem Sinne stellt das o.g. Gut­

achten eine worst-case Betrachtung dar. 

Analyse 

Das Plangebiet befindet sich südlich des sog Lastrings (Südring, Kopernikusstraße 

und Auf'm Hennekamp) im Bereich der erweiterten Innenstadt. Bedeutende industrielle 

oder gewerbliche Emittenten in oder in unmittelbarer Umgebung des Plangebietes sind 

nicht anzutreffen. 

Das oben genannte vorliegende lufthygienische, mikroskalige Ausbreitungsgutachten 

belegt, dass die Grenzwerte der 39. BlmSchV für PM10 oder N02 in der inneren Fläche 

des Plangebietes nicht überschritten werden. in der Fläche ist eine Belastung, die im 

Bereich des städtischen Hintergrundniveaus anzusiedeln ist, anzutreffen. Gleiches gilt 

für die Grenzen des Plangebietes. Die höchsten Belastungen treten entlang der Witzel­

straße auf 

Planung 

Das lufthygienische, mikroskalige Ausbreitungsgutachten belegt, dass sich die künftige 

lufthygienische Situation im Inneren des Plangebietes sowie an den Grenzen mit vorge­

legter Planung gegenüber dem Nullfall nicht nennenswert ändern wird: Die Änderungen 

liegen für PM10 zwischen- 0,1 und+ 0,31Jg/m3 und für N02 zwischen- 1, 0 und 0,6 

1Jg/m3 (Änderungen dieser Größenordnung bewegen sich im Bereich der Messun­

genauigkeit). Grenzwertüberschreitungen für PM10 oder N02 nach 39. BlmSchV sind 

demzufolge auch künftig ausgeschlossen. Gleiches gilt für die Grenzen des Plangebie· 

tes. 

Aus Vorsorgegründen wird im Bebauungsplan festgesetzt, dass für Tiefgaragen mit bis 

zu 200 Stellplätzen ein nicht zu betretender Sicherheitsabstand von mindestens 2 m 

um die Lüftungsschächte zu wahren ist. Zudem darf der Abstand zwischen Lüftungs-
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schächten und Tiefgaragenrampe zu den Fenstern von Aufenthaltsräumen 5 m nicht 

unterschreiten. Tiefgaragen mit mehr als 200 Stellplätzen sind über Dach der aufste­

henden oder angrenzenden Gebäude zu entlüften. 

Des Weiteren ist in den Bebauungsplan ein Hinweis aufgenommen, dass sich das 

Plangebiet innerhalb des Luftreinhalteplangebietes und innerhalb einer ausgewiesenen 

Umweltzone befindet 

b) Umweltfreundliche Mobilität 

Das Plangebiet ist sehr gut an den öffentlichen Personennahverkehr angeschlossen. 

An den angrenzenden Haltestellen Aufm Hennekamp, Kopernikusstraße, Uni-Kliniken, 

Moorenstraße und Am Steinberg verkehren die Stadtbahn-, Straßenbahn und Buslinien 

U71, U73, U83, 701,704,706,707,723,732,780,782,785,827,835,836,893, NE6, 

NE? und SBSO. Die mittlere Gehwegeentfernung zu den Haltestellen beträgt zwischen 

ca. 100 bis 300m. 

Durch die günstige Lage im Stadtgebiet bietet sich die Nutzung des Fahrrades an. Dar­

über hinaus sind diverse Einkaufsmöglichkeiten und sonstige Infrastruktureinrichtungen 

fußläufig zu erreichen. 

Die Hauptzufahrt des Plangebiets befindet sich im Nordosten über die Witzelstraße. 

Um eine gute Durchquerbarkeil des Plangebiets für Fuß- und Radfahrer sicherzustel­

len, werden im Bebauungsplan Geh- und Fahrrechte ausgewiesen Eine Zufahrt ist im 

Südosten des Plangebiets mit Anschluss an die Johannes-Weyer-Straße über das 

Grundstück der benachbarten Kirchengemeinde vorgesehen. Des Weiteren ist das 

Plangebiet im Westen an das Grundstück des benachbarten Supermarktes angebun­

den. Im Süden besteht eine Anbindung an die Varnhagenstraße über eine öffentliche 

Verkehrsfläche als Fuß- und Radweg. 

Um die Nutzung des Fahrrades bei den täglichen Besorgungsgängen zu fördern, sind 

Abstellmöglichkeiten in Form von oberirdischen Fahrradabstellplätzen geplant Die 

Festlegung der Anzahl der notwendigen Fahrradabstellplätze sowie deren Lage und 

Anordnung erfolgt im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens. 
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c) Energie 

Da durch die Umsetzung der Planung auf der derzeit überwiegend brach liegenden 

Fläche ein erhöhter Energiebedarf zu erwarten ist, sollten die im Folgenden aufgeführ­

ten planerischen Grundsätze berücksichtigt werden, um den zukünftigen zusätzlichen 

Energiebedarf und den damit einhergehenden Kohlenstoffdioxid-Ausstoß zu minimie­

ren: 

• Zukünftige Baukörper sollten möglichst kompakt ausgeführt werden, um Wärme­

verluste gering zu halten. 

• Eine Gebäudehauptseite sollte nach Süden ausgerichtet werden, um solare 

Energiegewinne zu maximieren. Zum Schutz vor Überhitzung im Sommer sollte 

gleichzeitig ein geeigneter Sonnenschutz an der Gebäudeaußenseite installiert 

werden. 

• Eine über die Anforderungen der Energieeinsparverordnung (EnEV) hinausge­

hende Wärmedämmung der Gebäudehülle ist aus energetischer Sicht empfeh­

lenswert und im Sinne einer Gesamtkostenrechnung in der Regel auch wirtschaft­

lich. ln den Bereichen, in denen aus Gründen des Lärmschutzes eine mechani­

sche Belüftung von Wohn- und Arbeitsräumen festgesetzt wird, sollte Passivhaus­

Sauweise in Betracht gezogen werden. 

• Zur Erzeugung von Wärmeenergie sind möglichst effiziente Technologien wie die 

Kraft-Wärme-(Kälte-)Kopplung einzusetzen, zum Beispiel durch Nutzung von 

Fernwärme. Fernwärmeleitungen liegen westlich des Plangebietes entlang der 

Himmelgeister Straße und südlich des Plangebietes entlang der Bruhnstraße. Ei­

ne Alternative ist die Errichtung eines BHKW- lnselfernwärmenetzes. 

• Sollte die Nutzung von Kraft-Wärme-(Kälte-)Kopplung nicht wirtschaftlich darstell­

bar sein, sind alternativ regenerative Energieträger wie die Sonne über die Min­

destvorgaben des Gesetzes zur Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebe­

reich (Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz, EEWärmeG) hinaus zu verwenden. 

• Flächen, für die eine Dachbegrünung festgesetzt wird, können gleichzeitig für die 

Erzeugung von Solarstrom genutzt werden 

4.6 Klima 

a) Globalklima 

Zum Schutz des Globalklimas tragen vor allem die Verringerung von Treibhaus­

gasemissionen durch Einsparung von fossil erzeugter Energie und der Einsatz regene­

rativer Energieträger bei. Hierzu zählen u. a. Maßnahmen an Gebäuden und die Ver­

meidung von Kfz-Verkehr. Zahlreiche Möglichkeiten ergeben sich allerdings erst im 
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Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens (Wärmedämmung, sommerlicher Hitze­

schutz). 

Hinweise zum Einsatz effizienter Energieversorgungstechniken, der Nutzung passiver 

Solarenergie und dem Einsatz regenerativer Energien finden sich in Kapite14.5 c)). 

Zur Vermeidung von Autofahrten sind unter dem Stichwort ,.Stadt der kurzen Wege" die 

günstige Lage des Plangebietes in der Stadtstruktur sowie die Schaffung von quar­

tiersbezogenen Aufenthalts- und Erholungsräumen im Rahmen des Bebauungsplan­

verfahrens hervorzuheben. 

Hinweise zur umweltfreundlichen Mobilität sind im Kapitel 4.5 b) erläutert. 

b) Stadtklima 

Ausgangssituation 

Das Plangebiet befindet sich nach der stadtklimatischen Planungshinweiskarte der 

Landeshauptstadt Düsseldorf (2012) in einem Lastraum der Gewerbe- und lndustrieflä­

chen, der überwiegend umgeben ist vom Lastraum der verdichteten Bebauung. Im 

Norden grenzt er an den Lastraum der sehr hoch verdichteten Bebauung. Das Plange­

biet ist überwiegend versiegelt Teilweise befinden sich gewerblicher Gebäudebestand 

und Einzelbäume auf der Fläche. 

Planung 

Der Bebauungsplan sieht eine nach Nordosten weitgehend geschlossene, vier- bis 

sechsgeschossige Blockrandbebauung vor. Im übrigen Plangebiet sind unterschiedlich 

dimensionierte Gebäude geplant, die von Grünflachen und verbindenden Straßen um­

geben werden. 

Um eine übermäßige Wärmebelastung im Plangebiet zu vermeiden, sind Maßnahmen, 

die sich positiv auf den klimatischen Nahbereich auswirken. in die textlichen Festset­

zungen aufgenommen worden. Hierbei sind insbesondere die extensive Begrünung al­

ler Flachdächer oder flach geneigten Dächer und die Begrünung nicht bebauter Teilflä­

chen zu nennen (vgl. Kap. 4.2 b). 

c) Klimaanpassung 

Bisherige Klimaveränderungen machen den Klimawandel auch in Düsseldorf sichtbar. 

So zeigen langjährige Messreihen einen Anstieg der Jahresmitteltemperatur in Oüssel­

dorf von über 1 Grad Celsius seit 1890, der sich in den letzten Jahrzehnten deutlich 

beschleunigt hat Auch die Jahreswerte der Niederschlagshöhen sind in den letzten 

Jahrzehnten angestiegen. Zukünftig werden für Ballungsräume infolge des Klimawan­

dels insbesondere häufigere und länger andauernde Hitzeperioden mit höheren Tem-
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peraturen sowie häufigere und intensivere Starkregenereignisse erwartet. Um diesen 

Belastungen entgegen zu wirken, sind Maßnahmen, die der Verbesserung des Stadt­

klimas dienen, auch der Klimaanpassung förderlich und daher besonders wichtig. 

Insbesondere sollte die Wärmeabstrahlung der Oberflächen möglichst verringert wer­

den, zum Beispiel durch die Verschaltung versiegelter Flächen und die Verwendung 

von Materialen mit hohem Rückstrahlvermögen. Im vorliegenden Bebauungsplan die­

nen insbesondere die Begrünungsfestsetzungen der Reduzierung der Wärmeabstrah­

lung (vgl. Kap. 4.2 b). 

Ebenso trägt die geplante Durchgrünung des Plangebiets (insbesondere Dachbegrü­

nung sowie Begrünung nicht überbauter Grundstücksflächen) zur Reduzierung der Ab­

flusswirksamkeit von Flächen sowie zur Reduzierung und Verzögerung des Spitzenab­

flusses bei. 

4. 7 Kulturgüter und sonstige Sachgüter 

Baudenkmalpflegerische Belange sind nicht betroffen. Weitere Kultur- und sonstige 

Sachgüter sind im Plangebiet nicht bekannt. 

5. Geprüfte anderweitige Lösungsmöglichkeiten 

Das Plangebiet befindet sich zentral im Düsseldorfer Stadtteil Silk und die ehemals 

vorhandene gewerbliche Nutzung liegt seit vielen Jahren brach. Da der Bereich einer 

städtebaulichen Neuordnung bedarf, bereits überwiegend versiegelt und eine Innen­

entwicklung vorgesehen ist, sind im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens keine wei­

teren Standortalternativen unter Umweltgesichtspunkten geprüft worden. 

Für die Ausgestaltung des Bebauungskonzeptes wurde im Vorfeld des Bebauungs­

planverfahrens ein Gutachterverfahren durchgeführt. Ziel war es, die Potentiale des 

Standortes bestmöglich zu nutzen sowie die Verträglichkeit zwischen der bestehenden 

und planungsrechtlich zulässigen gewerblichen Nutzung westlich des Plangebiets und 

der neuen Wohnnutzung im Plangebiet sicherzustellen. Ebenso galt es Lösungen zum 

Schutz vor Verkehrslärmimmissionen zu finden. Das aus dem mehrstufigen Verfahren 

hervorgegangene und überarbeitete städtebauliche Konzept des Büros sgp arehiteklen 

+ stadtplaner BOA in Kooperation mit Tänzer Garten- und Landschaftsplanung bildet 

die Grundlage für den vorliegenden Bebauungsplan. 

Des Weiteren wurde im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens geprüft, ob Flächen 

westlich des Plangebietes in das Plangebiet einbezogen und ebenfalls für Wohnbe­

bauung ausgewiesen werden könnten. Aufgrund fehlender Bereitschaft der Eigentümer 
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und fehlender Erkenntnisse über vorhandene Bodenbelastungen wurde eine Erweite­

rung des Plangebietes verworfen. 

Darüber hinaus ist aus Sicht des Landschafts-, Natur- und Bodenschutzes grundsätz­

lich der sparsame Umgang mit Grund und Boden geboten und eine Innenentwicklung 

auf bereits vorbelasteten Bereichen zu befürworten, da dadurch bisher unbeanspruchte 

Flächen im Außenbereich geschont werden. 

6. Mögliche Entwicklung bei Nichtdurchführung der Planung (Nullvariante) 

Im Fall der Nullvariante könnten im Plangebiet aufgrunddes bestehenden Baurechts 

neue Gewerbebetriebe angesiedelt werden oder sich eine ungesteuerte Einzelhan­

delsnutzung entwickeln. Dadurch könnte sich die Immissionssituation - auch auf den 

umgebenden Straßen - gegenüber dem Ist-Zustand verschlechtern. 

Da bei Nichtdurchführung der Planung die gewerbliche Nutzung das Plangebiet weiter­

hin bestimmen würde, wären die Möglichkeiten einer stärkeren Durchgrünung, einer 

Reduzierung der Bodenversiegelung und einer Verbesserung des Ortsbildes nicht ge­

geben. Festsetzungen zur Bepflanzung könnten nicht getroffen werden. 

Für den Biotop- und Artenschutz hätte die Nullvariante die Auswirkung, dass die poten­

ziellen Gebäudequartiere für Fledermäuse befristet erhalten bleiben würden. Ein dau­

erhafter Bestand der leerstehenden Gebäude wäre allerdings sehr unwahrscheinlich, 

sodass sich durch die Bebauungsplanung grundsätzlich keine Verschlechterung ergibt. 

Insbesondere werden im Bebauungsplan auch neue Fassadenquartiere festgesetzt. 

Des Weiteren würde im Falle, dass das Planungsvorhaben nicht verwirklicht werden 

könnte, die Möglichkeit attraktive Wohnungen im Stadtgebiet zu bauen nicht genutzt. 

Bei der zu erwartenden steigenden Einwohnerzahl (siehe Düsseldorfer Stadtentwick­

lungskonzept 2020+) führt dies entweder zu einem steigenden Siedlungsdruck auf 

landwirtschaftlich genutzte Flächen an den Stadträndern oder zu einem Wegzug dieser 

Bevölkerung aus Düsseldorf in die Nachbargemeinden. Beides würde Nachteile für 

Umwelt und Gesundheit der Bevölkerung zur Folge haben. Neben einer verstärkten 

Bodenversiegelung und Zersiedelung der Landschaft würden sich auch die Pendler­

ströme auf Straße und Schiene verstärken, die wiederum zu einer höheren Luftverun­

reinigung führen würde. 
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7. Geplante Überwachungsmaßnahmen (Monitoring) 

Es kann davon ausgegangen werden, dass eine Beobachtung der Luftschadstoffbelas­

tung des Plangebietes mittels der stadtweiten kontinuierlichen Luftgüteüberwachung 

ausreichend ist. 

Die gutachterlieh prognostizierten Verkehrslärmimmissionen sind anhand der regelmä­

ßig aktualisierten Verkehrslärmkarte der Landeshauptstadt Düsseldorf auf Abweichun­

gen zu überprüfen. 

Die nicht versiegelte Fläche ist festzustellen und mit der Versiegelungsprognose zu 

vergleichen. 

Unvorhergesehene nachteilige Umweltauswirkungen nach § 4c Baugesetzbuch können 

für das Schutzgut Wasser im Rahmen der regelmäßigen Grundwassergüteüberwa­

chung erkannt werden. Nachteilige Veränderungen können beispielsweise durch defek­

te Kanäle oder den unsachgemäßen Umgang mit Chemikalien verursacht werden. 

Sollten bei den Erdarbeiten zukünftiger Bauvorhaben unvorhergesehene Bodenverun­

reinigungen erkannt werden, so kann der Umgang damit dann, falls erforderlich, über 

ein spezielles Monitaring (z. B. gutachterliehe Begleitung von Sanierungs- oder Siche­

rungsmaßnahmen) überwacht werden. 

Auch Auswertungen der Beschwerdedatenbank des kommunalen Umweltamtes sind 

für das Monitaring heranzuziehen, um unerwartete Umweltauswirkungen zu ermitteln. 

Das Monitaring beginnt fünf Jahre nach Ende der öffentlichen Auslegung und ist in ei­

nem Fünfjahresturnus regelmäßig durchzuführen. Fünf Jahre nach Beendigung der 

Bauarbeiten ist die Überwachung der Umweltauswirkungen letztmalig durchzuführen. 

8. Weitere Angaben 

Die verwendeten technischen Verfahren und Regelwerke zur Ermittlung der schutzgut­

bezogenen Auswirkungen sind gegebenenfalls in den jeweiligen Fachkapiteln bzw. in 

den zugrundeliegenden Gutachten erläutert. 

Auch Art und Umfang der erwarteten Immissionen können gegebenenfalls den jeweili­

gen Fachabschnitten des Umweltberichtes entnommen werden. Technische Lücken 

und fehlende Kenntnisse sind im vorliegenden Bebauungsplan nicht bekannt. 
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